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Einleitung

Die Zusammenarbeit von Polizei und Schule – spontan fragt man sich, wo denn diese beiden Institutionen kooperieren. Denkt man darüber nach, so erinnert man sich vielleicht an freundliche Polizisten, die in der eigenen Grundschulzeit den Verkehrsunterricht mitgestalteten oder später in einer weiterführenden Schule etwas über Drogen und ihre Gefahren berichteten. Gewaltprävention als wachsender Anteil der Polizeiarbeit an den Schulen in den letzten Jahren, ist offenbar in der Bevölkerung eher unbeachtet geblieben. Dabei ist die Gewaltproblematik an Schulen schon seit längerem immer wieder Thema in Medien und Fachliteratur.

Ziel dieser Abhandlung ist es, die verschiedenen Bereiche, in denen die Polizei an Schulen tätig wird darzustellen und zu analysieren. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Gewaltprävention. 

Kurze Zusammenfassung der Arbeit

Die Bereiche und Formen der Zusammenarbeit von Polizei und Schule wird in Kapitel 1 dargestellt. Zunächst werden Aufbau und Struktur der beiden Institutionen untersucht und Gewalt im schulischen Umfeld betrachtet. Daran schließt sich eine Untersuchung der Zusammenarbeit im strafrechtlichen und präventiven Bereich an.

Kapitel 2 beschäftigt sich speziell mit der Gewaltprävention. Hierbei werden definitorische Fragen geklärt sowie der staatliche Auftrag von Polizei und Schule genauer untersucht. Diesen Ausführungen folgen beispielhaft die Darstellung dreier Präventionsansätze gegen Gewalt: Erstens der neue Ansatz von Manfred Cierpka, der Kinder schon in der Grundschule für die Gewaltproblematik sensibilisieren soll, zweitens dem in Skandinavien entwickelten Programm von Dan Olweus und schließlich drittens das Konstanzer Trainingsmodell (KTM), welches speziell für Lehrer konzipiert wurde. Mit Hilfe des KTM können diese ihr Repertoire an Handlungskompetenzen in der Klasse erweitern und dadurch problematischen Situationen gezielter und wirkungsvoller entgegentreten. Mit diesen drei Ansätzen soll deutlich gemacht werden, welche Möglichkeiten die Schule in der Gewaltprävention hat. Daran anschließend wird dargestellt, was das Verständnis der Polizei hinsichtlich der Prävention ist und welche Rolle Jugendsachbearbeiter und die Rauschgiftauf​klärungs​gruppe (RAG) – Mobile Prävention spielen. Die Beschreibung von Kooperationsprojekten von Kultus- und Innenministerium schließen sich daran an.

Kapitel 3 schließlich wertet eine repräsentative Umfrage unter Lehrern in Baden-Württemberg aus. Diese wurden bezüglich der Zusammenarbeit von Polizei und Schule befragt.

In Kapitel 4 werden schließlich Vorschläge zur Optimierung der Kooperation von Schule, Polizei und Jugendhilfe gemacht, die die Ergebnisse der vorangegangenen Kapitel berücksichtigen und darauf aufbauen.

Formen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Schule

1.1 Die Organisationsform Schule und Polizei

Will man die Kooperationsformen zweier Institutionen untersuchen, so ist es notwendig, sich zu Beginn über deren jeweiligen Status zu informieren. Dieser ist in den Gesetzen der Bundesrepublik und des Landes Baden-Württemberg klar festgelegt und verankert. Nur durch die Kenntnis der Organisationsformen von Schule und Polizei können Möglichkeiten und Grenzen einer Zusammenarbeit erforscht werden.

1.1.1 Die Schule: Eine „nichtrechtsfähige öffentliche Anstalt“

§ 23 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (SchG) legt die Rechtsstellung der Schule fest. Art. 1 beschreibt diese wie folgt (Hochstetter, 52): 

„Die öffentlichen Schulen sind nichtrechtsfähige öffentliche Anstalten. Sie erfüllen ihre Aufgaben im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses (Schulverhältnis).“

Dieser Absatz beschreibt klar, dass Schulen eine eigenständige öffentliche Anstalt sind. Eine öffentliche Anstalt ist eine vom Staat oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts betriebene Einrichtung, deren Zweck es ist, Aufgaben der öffentlichen Verwaltung zu erfüllen (vgl. Holfelder, 78).

Die Schule wird gemeinsam getragen von Land und Gebietskörperschaft, also der Stadt oder Gemeinde in der die Schule steht. Das Land ist für die inneren Schulangelegenheiten verantwortlich. Zu den inneren Schulangelegenheiten gehören die Verwaltung und Organisation einer Schule, die Ausarbeitung einer Schulordnung sowie der Lehrpläne und Entscheidungen über deren Benutzung und Leistungen (vgl. ebd.).

Die äußeren Schulangelegenheiten (Schulgebäude, Einrichtung, Ausstattung, Lehr- und Lernmittel) liegen im Verantwortungsbereich der Kommune, auf die der Staat in seiner Funktion als Inhaber der Schulaufsicht jedoch Einfluss nehmen kann (vgl. ebd., 51).

Staatliche Schulen sind gem. § 32 SchG der staatlichen Schulaufsicht unterstellt, die neben der „Planung, Leitung, Ordnung und Förderung des gesamten Schulwesens“ (§ 32, Abs. 1, 1. SchG) auch „das Bestimmungsrecht über die Unterrichts- und Erziehungsarbeit der öffentlichen Schulen“ (§ 32, Abs. 1, 2. SchG) und die Fach- sowie Dienstaufsicht inne hat. Die staatliche Schulaufsicht  gliedert sich in die Untere Schulaufsichtsbehörde, das Staatliche Schulamt (§ 33 SchG), die Obere Schulaufsichtsbehörde, das Oberschulamt (§ 34 SchG) und die Oberste Schulaufsichtsbehörde, das Kultusministerium (§ 35 SchG).

1.1.2 Die Polizei: Polizeibehörde und Polizeivollzugsdienst

In §§ 59 ff. des Polizeigesetzes für Baden-Württemberg (PolG) ist die Organisation der Polizei festgelegt:

„Die Organisation der Polizei umfasst

1. die Polizeibehörden,

2. den Polizeivollzugsdienst mit seinen Beamten (Polizeibeamte).“ (§ 59 PolG)

Im Gegensatz zu den Schulen bildet die Polizei eine Einheit. Durch das PolG haben Polizeibehörden wie auch der Polizeivollzugsdienst einen gemeinsamen rechtlichen Rahmen. „Alle Vorschriften, die der Polizei Aufgaben zuweisen und Befugnisse verleihen, gelten grundsätzlich gleichermaßen für Polizeibehörden und für den Polizeivollzugsdienst“ (Wolf, 404). Um ihrem gemeinsamen Auftrag Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gerecht zu werden hat das PolG ihnen unterschiedliche Funktionen zugewiesen und beruht auf dem Grundsatz der organisatorischen Trennung von Polizeibehörden und Polizeivollzugs​dienst. Die organisatorische Trennung „ermöglicht eine taktisch und technisch zweckmäßige vertikale Durchgliederung des Vollzugsdienstes und entlastet zugleich die Polizeibehörden von den zahlreichen Einzelgeschäften, die mit der innerdienstlichen, technischen und organisatorischen Leitung des Vollzugsdienstes verknüpft sind“ (ebd.). Die Polizeibehörden sind auf allen Ebenen (staatlich oder kommunal) dem Vollzugsdienst gegenüber weisungsberechtigt.

Die Polizeibehörden aufgeteilt in allgemeine Polizeibehörden (oberste Landespolizeibehörde – die zuständigen Ministerien, Landespolizeibehörde – die Regierungspräsidien, Kreispolizeibehörde – die unteren Verwaltungsbehörden und Ortspolizeibehörden – die Gemeinden) und besondere Polizeibehörden (vgl. §§ 61, 62 PolG).

Die oberste Dienstaufsicht hat das Innenministerium. Die oberste Fachaufsicht liegt bei den zuständigen Ministerien. „Die Dienstaufsicht bezieht sich im wesentlichen auf die allgemeine und formelle, die Fachaufsicht auf die besondere und materielle Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben“ (Wolf, 439). Eine genauere Analyse der Polizeistruktur soll hier nicht stattfinden, da sie für diese Arbeit nicht relevant ist.

1.2 Entwicklung von Gewalt und Kriminalität an der Schule

Verfolgt man Pressemitteilungen über Jugendkriminalität und -gewalt, so könnte man durch dramatische Berichte schnell den Eindruck einer sich rasant verschärfenden Situation gewinnen. Jugendbanden bedrohen unschuldige Passanten, rauben Jugendliche aus, vergewaltigen Frauen und Mädchen. 

In diesem Kapitel wird versucht, diese Entwicklungen einzuordnen und zu beurteilen, um damit einen weiteren Ausgangspunkt für die Untersuchung von Kooperations​möglichkeiten und -notwendigkeiten zu schaffen.

1.2.1 Entwicklung der Jugendkriminalität

Um die Entwicklung der Jugendkriminalität untersuchen zu können stehen ein Reihe statistischer Auswertungen zur Verfügung. Das LKA veröffentlicht jährlich einen Bericht zur Jugendkriminalität und Jugendgefährdung, über das Statistische Landesamt sind die Zahlen verurteilter Täter erhältlich. Außerdem sind dort die Gesamtschülerzahlen gespeichert. In den Statistiken wird zwischen Kindern, Jugendlichen, Heranwachsenden und Erwachsenen unterschieden. Zu den Kindern zählen alle unter 14-jährigen, zu den Jugendlichen alle 14 bis unter 18-jährigen und zu den Heranwachsenden alle 18 bis unter 21-jährigen. Erwachsene sind alle Bürger ab 21 Jahren.

Aus den Jahresberichten des LKAs ist ersichtlich, dass die Zahl der Tatverdächtigen Jungtäter in den letzten Jahren angestiegen ist (von 54.823 im Jahre 1995 auf 68.906 im Jahre 2000). Dagegen hat die Zahl der aufgeklärten und der Altersgruppe der unter-21-jährigen zugeordneten Fälle im Vergleich zum Vorjahr leicht abgenommen. Die Zahl der verurteilten Täter unter 21 Jahren hat in den letzten Jahren ebenfalls zugenommen (von 17.125 im Jahre 1995 auf 20.408 im Jahre 2000). 1995 gab es in Baden-Württemberg 2.380.541 Unter-21-Jährige, fünf Jahre später waren es 2.454.160 (vgl. LKA 2001, Statistisches Landesamt Baden-Württemberg). Damit waren 1995 etwa 2,3 % und im Jahr 2000 etwa 2,8 % der Unter-21-Jährigen polizeilich auffällig.

In den Statistiken wird darüber hinaus deutlich, dass vor allem Jugendliche und Heranwachsende zu der am meisten belasteten Gruppe der Unter-21-Jährigen gehören (vgl. LKA 2001, 54). Jungen waren nach dieser Statistik im Jahr 2000 rund dreimal stärker belastet als Mädchen.

1.2.2 Gewaltbelastung und Ausmaß

In den letzten Jahren wurden eine Reihe von wissenschaftlichen Untersuchungen zum Thema „Schule und Gewalt“ durchgeführt. Fast alle Untersuchungen stimmen darin überein, dass die Gewaltbelastung der Schulen zugenommen hat, diese jedoch nicht „dramatisch“ oder „alarmierend“ ist, wie es oft in der Presse scheint (vgl. Schubarth, 29). Lamnek merkt dazu an: „Es gibt Gewalt an Schulen, sie ist möglicherweise sogar leicht gestiegen – doch strafrechtlich relevante, „schwere“ Gewaltkriminalität ist nach wie vor die Ausnahme“ (Lamnek, 7).

Die Gewaltbelastung muss auch zwischen den Schulformen differenziert werden. Sonder-, Haupt- und Berufsschulen sind wesentlich stärker belastet als Realschulen und Gymnasien. Die Größe der Schulen spielt eine wesentlich kleinere Rolle als deren Lage. Schulen in sozialen Brennpunkten weisen eine wesentlich höhere Gewaltquote auf. 

Verbale Gewalt ist in allen Schulformen zu finden und hat auch in allen Untersu​chungen übereinstimmend zugenommen. Mädchen stehen den Jungen in diesem Bereich kaum nach und sind in einem erheblichen Maße beteiligt (vgl. Tillmann et al., 105).

Für den größten Teil der physischen Gewaltdelinquenz ist nur ein sehr kleiner Teil von Schülern verantwortlich (ca. 3-10 %). Diese sind zum größten Teil männliche, in einer gewaltaktiven Gruppe sozialisierte Schüler im Alter von 14-17 Jahren. Schüler der Klassenstufen 8 und 9 neigen nach Untersuchungen am ehesten zu Gewalt. Meier und Tillmann sprechen von einer Verlaufskurve, die im 8. und 9. Jahrgang ihr Maximum erreicht. Die körperliche Gewaltaus​übung nimmt danach wieder ab (vgl. Meier, 39). Mit der Zunahme der physischen Gewalt​qualität reduziert sich die Häufigkeit der Anwendung beträchtlich.

Damit ist der größte Teil der Schüler an physischer Gewalt überhaupt nicht beteiligt. Bemerkenswert ist jedoch, dass bei den Tätern eine Verjüngung statt findet und dass die gewalttätige Minderheit größer geworden ist. In bezug auf die Verjüngung der Täter merkt Lamnek an: „Allerdings scheint sich die passagere jugendspezifische ‚Probierphase‘ insgesamt ins jüngere Alter verlegt zu haben: Sie entwachsen diesem Alter aber genau um diese Zeitspanne von einem Jahre wieder früher. Ergebnisse der Jugendforschung stützen diese Sichtweise. Das Adoleszenzverhalten scheint sich im Allgemeinen erneut etwas nach vorne zu verlagern“ (Lamnek, 8).

1.2.3 Erscheinungsformen

Psychische Gewaltformen können zu Gruppen zusammen gefasst werden. Sie reichen vom Hänseln und Ärgern anderer Schüler innerhalb und außerhalb des Unterrichts über das Beschimpfen bis hin zum Bewerfen anderer mit Sachen und dem Anfangen von Streit. Auch das Ärgern und Provozieren von Lehrern zählt zur psychischen Gewalt (vgl. Meier, Tillmann et al.).

Körperliche Gewalt reicht von der Beschädigung und Zerstörung von Gegenständen und dem Bedrohen anderer bis zur Schlägerei und dem Verprügeln eines Schülers durch eine Gruppe. Auch das Mitbringen von Waffen und sexuelle Belästigungen fallen in diese Kategorie.

Damit zeigt sich, dass es sich vorwiegend um Schüler-Schüler-Probleme handelt, in kleinerem Ausmaß jedoch auch Lehrer betroffen sind. Sie sind hauptsächlich verbaler Gewalt oder der Gewalt gegen Sachen (z.B. Reifen zerstechen) von Seiten der Schüler ausgesetzt (vgl. Lamnek, 8). Schubarth ist jedoch der Meinung, dass Gewalt zwischen Schülern und Lehrern nicht unterschätzt werden solle, da es noch nicht ausreichend beforscht wurde.

1.2.4 Ursachen

Als eine mögliche Ursache für gestiegene Zahlen im Gewaltbereich wird zunächst von Polizei wie auch von der Wissenschaft die gestiegene Sensibilisierung der Gesellschaft genannt. Gewaltereignisse werden schneller beachtet und gemeldet. Dazu gehören auch „jugendtypische Raufereien“ oder „normales Kräftemessen“, die heute schon fast als Straftat bezeichnet werden, jedoch nicht in diesen Bereich gehören (vgl. ebd., 9). Diese Hypothese wird auch bei Riedl/Laubert aufgestellt: Abweichendes Verhalten wurde früher von der Gesellschaft eher toleriert. Die „informelle soziale Kontrolle und die informelle Konfliktregelung“ (Riedl/Laubert, 90) verhinderte beispielsweise die Anzeige von Ladendiebstahl. Ebenso sollte nicht vergessen werden, dass normabweichendes Verhalten bei Jugendlichen bis zu einem bestimmten Grad im Entwicklungsprozess normal ist und von einer „Episodenhaftigkeit“ geprägt ist: Kinder und Jugendliche sind nur in einer bestimmten Zeit verhaltensauffällig und es kommt nur in seltenen Fällen zu einer kriminellen Karriere.

Bei der Frage nach den Ursachen von Gewalttätigkeit in der Schule muss natürlich auch das soziale Umfeld der Schüler in Betracht gezogen werden. Kinder, die in ihrer Familie häufig Gewalt erleben und lernen, dass Probleme gewalttätig ausgetragen und dadurch (anscheinend) gelöst werden oder die gestörte Familienbeziehungen erleben und einem restriktiven und gewalttätigen Erziehungsstil ausgesetzt sind, werden selbst wesentlich schneller auf Gewalt als Problemlösungsmittel zurückgreifen. Aber auch Jugendcliquen, die Gewalt als angemessene Form der Konfliktaustragung akzeptieren, werden ihre Mitglieder ermutigen, Gewalt anzuwenden. „Innerhalb des Sozialisationskontextes der Gleichaltrigen erwiesen sich diejenigen Wertehaltungen in den Freundesgruppen als gewaltbegünstigend, die aggressive Konfliktlösungen akzeptieren und befürworten; diese treten vermehrt in reinen Jungengruppen auf“ (Meier/Tillmann, 42).

Ebenso wie in der Familie fördert auch eine restriktive Regelanwendung in der Schule die Gewaltbereitschaft der Schüler. Ein gestörtes Lehrer-Schüler-Verhältnis oder aggressive Verhaltensweisen der Lehrer begünstigen diese Tendenz ebenfalls. Meier/Tillmann nennen darüber hinaus Desintegrationserfahrungen in der Klasse bzw. fehlende soziale Einbindung in den Klassenverband und in geringer Form Konkurrenzerfahrungen als Risikofaktoren (ebd., 44). 

Die Bedeutung der Medien als außerschulischer Faktor wird ebenso herausgestellt. Es ist „besonders der Konsum von Horror-, Kriegs- und Sexfilmen, der einen Zusammenhang zu Gewalthandlungen aufweist“ (Schubarth, 31).

1.3 Zusammenarbeit im strafrechtlichen Bereich

Die Zusammenarbeit mit der Polizei beginnt im strafrechtlichen Bereich in der Regel mit einer Anzeige der Schule bzw. der Lehrkraft. Dabei ist wichtig, dass Lehrer im Gegensatz zur Polizei (Legalitätsprinzip, siehe 2.3.2) in der Regel nicht zur Anzeige verpflichtet sind, sondern aus ihrer pädagogischen Sicht abwägen können, wie sie mit aufgetretenen Problemen umgehen wollen.

Wird von der Schulseite doch Anzeige erstattet, weil ihre pädagogischen Mittel ausge​schöpft sind, so regelt die Ermittlungen mit Jugendlichen bzw. Schülern eine Polizeidienst​vorschrift (PDV 382), die beim Verhalten der Polizisten bei einer Vernehmung o.ä. den erzieherischen Aspekt betont. Beispielsweise sollen die jungen Menschen möglichst nicht in der Schule oder an ihrem Ausbildungsplatz festgenommen werden (vgl. Zirk, 40).

In dem Projekt „Bündnis für Erziehung“ zwischen dem Staatlichen Schulamt Stuttgart und dem Polizeipräsidium wurde von der Polizei eine „Trouble-Line“ eingerichtet. Hier können Lehrer bei den zuständigen Jugendsachbearbeitern Rat suchen und für individuelle Fälle Lösungsmöglichkeiten erarbeiten. Sie können sich über die verschiedenen Möglichkeiten der Schadenwiedergutmachung oder des Täter-Opfer-Ausgleichs informieren lassen, um sie dann eventuell selbst als pädagogische Maßnahme anzuwenden (vgl. Karpf, 238). Ein ähnliches Modell wurde bereits 1996 erfolgreich im Lahn-Dill-Kreis in Wetzlar eingerichtet (vgl. Lenzer, 131).

1.4 Zusammenarbeit in der Prävention

1.4.1 Verkehrserziehung

Die Verkehrserziehung hat in bezug auf die Kooperation zwischen Schule und Polizei mit Sicherheit die längste Tradition. Schon seit Jahrzehnten besteht dieses Trainingspro​gramm in enger Zusammenarbeit mit der Deutschen Verkehrswacht e.V. (vgl. Moll, 63). Es ist in mehreren Empfehlungen und Verwaltungsvorschriften des Kultus- und Innenminis​teriums beschrieben und in seinem Umfang festgelegt. Die Verkehrserziehung ist darüber hinaus im Lehrplan als Querschnittsthema verankert.

In der „Kultusministerkonferenz (KMK)-Empfehlung zur Verkehrserziehung in der Schule“ vom Juni 1994 wird dies nochmals verdeutlicht: „Verkehrserziehung ist der Schule als Teil ihres Unterrichts- und Erziehungsauftrags zugewiesen.“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, 1994c). Verkehrs​erziehung wird hier als ein Beitrag zur Sicherheits-, Sozial- und Umwelterziehung beschrieben.

Verkehrserziehung in der Schule soll die Schüler „über die komplexen Zusammenhänge des Straßenverkehrs informieren sowie Kenntnisse über die Verkehrsvorschriften und Unfallgefahren vermitteln. Sie soll durch Förderung der Bereitschaft zu rücksichtsvollem, situations- und normgerechtem Verhalten insbesondere zur Vermeidung von Verkehrsunfällen beitragen“ (Innenministerium, 1997).

In der Praxis wird diese Vorschrift wie folgt umgesetzt: Seit 1975 werden für die Schulanfänger und deren Eltern jährlich Informationen zum sicheren Schulweg heraus​gebracht. Sichere Schulwegführungen werden erarbeitet und diese Pläne den Eltern bekannt gegeben. Die Lehrer der Schulanfänger vertiefen die richtigen Verhaltensweisen auf dem Schulweg. Das Innenministerium hat dafür das Werkheft „Das kleine Zebra auf dem Schulweg“ sowie eine Broschüre „Verkehrstraining ‚Eltern üben mit ihren Kindern‘“ erstellt. Darüber hinaus gibt es im Internet unter www.gib-acht-im-verkehr.de auch ein speziell gestaltetes Kinderforum.

In Klasse 3 bzw. 4 findet die verpflichtende Veranstaltung der Jugendverkehrsschule mit der Radfahrausbildung statt. In mehreren Einheiten werden die Schüler theoretisch vom Lehrer und praktisch von den Polizeibeamten der Jugendverkehrsschule auf die Herausforderungen im öffentlichen Straßenverkehr vorbereitet. Den Abschluss bildet eine Prüfung, die eine Ergebniskontrolle darstellen und die Schüler zu engagierter Mitwirkung während der Schulung motivieren soll (vgl. ebd.). 

Die Radfahrausbildung wird in einer im August 2001 überarbeiteten gemeinsamen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums und der Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport beschrieben. Hier sind die Ziele, Art der Durchführung, Rahmenbedingungen sowie Fragen zum Versicherungsschutz festgehalten und verbindlich festgelegt (vgl. Innenministerium, 2001b).

In Verbindung mit der Schule werden von der Polizei noch zwei weitere Zielgruppen genannt: Schüler der Sekundarstufe 1 und junge Erwachsene bis 24 Jahren. Flächendeckende Maßnahmen finden bei diesen Gruppen jedoch nicht mehr statt. Sie „variieren je nach Einstellung der Lehrerschaft deutlich“ (Moll, 65).

Für die Polizei hat die Verkehrserziehung jedoch nicht ausschließlich Verkehrser​ziehung im eigentlichen Sinn zum Ziel, sondern sie soll auch eine vertrauensbildende Funktion in der Bevölkerung, insbesondere bei Kindern und Jugendlichen übernehmen. In welcher Weise dies geschehen soll, lässt die Verwaltungsvor​schrift des Innenministeriums offen (vgl. Innenministerium, 1997).

Die Zusammenarbeit mit der Polizei beschreibt die KMK-Empfehlung zur Verkehrserziehung in der Schule wie folgt: „Die Zusammenarbeit zwischen Schule und Polizei bezieht sich in der Regel auf die Schwerpunkte Schulwegplanung, Schulwegsicher​heit, Radfahrausbildung und die Ausbildung von Schülerlotsen. Sie erstreckt sich darüber hinaus auf verkehrspolizeiliche Beratung bei Unterrichtsvorhaben und auf die Zusammen​arbeit mit Fachberatern; sie ist in allen Schulstufen und Schularten zu pflegen und auszubauen.“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, 1994c)

1.4.2 Drogenaufklärung

Ebenso wie die Verkehrserziehung gibt es die Drogenaufklärung an Schulen schon seit vielen Jahren. In den 70er Jahren wurde das Drogenproblem an deutschen Schulen eklatant. Viele Lehrer standen dieser neuen Gefährdung hilflos gegenüber, weil sie sich in diesem Bereich überhaupt nicht auskannten. Sie wussten nicht, wie man Drogen gebraucht, wie sie aussehen etc.. Als Folge dessen wurden Spezialisten der Polizei gebeten, zu Erfahrungsaus​tauschen an die Schulen zu kommen. Es bestanden damals jedoch große Vorbehalte von Seiten der Lehrer, die Polizei in der Schule zu haben.

1990 wurde ein Gesamtkonzept für die Suchtprophylaxe in Baden-Württemberg erarbeitet. Im Jahre 1991 wurde es vom Ministerrat des Landes verabschiedet. Da die Schule nach diesem Konzept eine wichtige Rolle in der Vorbeugung spielt, werden hier auch erhöhte Anstrengungen betrieben. So wird z.B. in jeder allgemeinbildenden und beruflichen Schule mit Ausnahme der Grundschulen jeweils ein Lehrer für die Information zur Suchtprävention benannt und fortgebildet. Die Polizei führt ergänzend dazu Drogenpräventionsmaßnahmen durch. Dazu wurde bereits 1979 die Rauschgiftaufklärungsgruppe (RAG) gebildet, die sich ausschließlich mit der Drogenprävention befasst. Ihre Ziele bestehen hauptsächlich darin, „junge Menschen, die bisher noch keinen Kontakt mit Drogen hatten, und Multiplikatoren über die Rauschgiftproblematik zu informieren und sie dafür zu sensiblisieren“ (Dölling, 38). 

Das Programm der RAG wurde kontinuierlich ausgebaut und reicht inzwischen vom Drogeninformationsstand bis zur Anti-Drogen-Disko (ADD) (vgl. Dölling). Natürlich wurde auch speziell für die Schulen ein Schülerprogramm entwickelt.

Durch die kontinuierliche Arbeit in diesem Bereich hat sich auch die vormals schleppende Zusammenarbeit aufgrund des negativen Images der Polizei zu einer recht gut funktionierenden Kooperation gewandelt. Dies wurde in einem persönlichen Gespräch mit Herrn Pfau, dem Verantwortlichen des gesamten Bereichs der Vorbeugung im Kultusministerium, bestätigt.

1.4.3 Gewaltprävention

Gewaltprävention hat im Vergleich zur Verkehrserziehung und der Drogenprävention eine wesentlich jüngere Geschichte. Erst im Jahr 1998 gab es mit ‚Herausforderung Gewalt‘ eine Veröffentlichung zu dieser Thematik. Die Bedeutung dieser Präventionsarbeit hat in den letzten Jahren rasant zugenommen und wird inzwischen als einer der wesentlichen Bausteine der Präventionsarbeit in der Schule betrachtet. Aufgrund der Verschiebung der Prioritäten ist es notwendig geworden, diesen Bereich zu erforschen, was auch die Vielzahl an Veröffentlichungen belegt.

Deshalb soll das Thema Gewaltprävention in dieser Arbeit den Schwerpunkt bilden und in den folgenden Kapiteln näher untersucht werden. So ist in einem ersten Ansatz die Entwicklung der Gewaltpräventionsarbeit zu untersuchen und zu definieren. Der Auftrag von Schule und Polizei wird gegenübergestellt und Gewaltpräventionsprojekte vorgestellt. Anschließend werden Kooperationsinitiativen von Polizei, Schule  und z.T. anderen Institutionen analysiert.

Entwicklung und Begründung der Gewaltpräventionsarbeit

1.5 Was ist Gewaltprävention?

In den voran gegangenen Kapiteln wurde nun schon mehrmals auf den Begriff Gewaltprävention eingegangen, ohne diesen jedoch genauer zu definieren. Dies soll hier nachgeholt werden. Eine Diskussion und Bewertung der Definitionen soll an dieser Stelle jedoch nicht erfolgen.

1.5.1 Definition Gewalt

Im Rahmen dieser Arbeit kann der Begriff Gewalt nur in einem begrenzten Rahmen diskutiert und erläutert werden. Deshalb soll der Begriff Gewalt eingeschränkt werden auf den Bereich der Schule. Dadurch reduziert sich die Personengruppe wie folgt: Schüler zwischen dem 6. und 16. Lebensjahr, die zum Schulbesuch verpflichtet sind, ältere Schüler, die die Schule ‚freiwillig‘ besuchen und den Lehrern, die für die Bildung und Erziehung verantwortlich sind. 

1.5.1.1 Physische Gewalt

Für Laien wie auch für Wissenschaftler wird die enge Definition von Gewalt auch tatsächlich als „Gewalt“ verstanden. Hier handelt es sich um einen Konflikt zwischen mindestens zwei Personen, von denen mindestens eine Seite physische Mittel anwendet, um den Gegner zu schädigen oder zu mit einer Schädigung zu drohen. 

Aus diesem ersten Definitionsansatz ergeben sich jedoch mehrere Sonderfälle. Wird z.B. ein Schüler von einem anderen mit einem Messer bedroht und aufgefordert, ihm sein Geld zu geben, so handelt es sich im engsten Sinne noch nicht um Gewalt, da eine physische Schädigung noch nicht eingetreten ist. Jedoch kann von Gewalt gesprochen werden, da diese Schädigung für das Opfer unmittelbar präsent ist (vgl. Tillmann, 20).

Bei der Beschädigung von Sachen durch Personen spricht man im Allgemeinen von Vandalismus. Hier wird nicht bei einem anderen Menschen Schaden angerichtet, sondern bei einer Sache: Man spricht von „mittelbarer Gewalt“. Die Gewalt richtet sich nicht direkt gegen Menschen, „sondern gegen Sachen ..., die sich anderen Gesellschaftsmitgliedern oder sozialen Einheiten zuordnen lassen“ (ebd. zit. n. Böttger/Liang). Deshalb kann Vandalismus auch der körperlichen Gewalt zugerechnet werden.

Daraus ergibt sich eine erste enge Gewaltdefinition: „Gewalt ist [...] zu verstehen als die intentionale Ausübung physischer Stärke durch Menschen, die sich unmittelbar oder mittelbar gegen andere Mitglieder der Gesellschaft richtet, sowie die ernsthafte Androhung eines solchen physischen Krafteinsatzes, die sich auf den Rahmen einer sozialen Interaktion beschränkt“ (ebd.).

1.5.1.2 Psychische Gewalt

Menschen können nicht nur durch Schläge sondern auch – wenn nicht sogar im besonderen Maße – durch Worte verletzt werden. Nach der ersten Definition fällt diese Form jedoch nicht unter den Begriff „Gewalt“. Genau hier setzt die Kritik eines zu engen Gewaltbegriffes an. Liegt eine Verletzung vor, so hat vorher ein gewaltsames Ereignis statt gefunden. Im physischen Bereich ist dies keine Diskussion. Ebenso verhält es sich im psychischen Bereich. Wie oft sind gerade Schüler von diesen verbalen Attacken betroffen und wie oft fühlen sie sich dadurch verletzt. Dazu kommt, dass psychische Angriffe oft ein Vorläufer der physischen sind. „Alles hat damit angefangen, dass er mich beschimpft hat“ können wir häufig von betroffenen Schülern hören. 

Psychische Gewalt ist oft nicht unmittelbar sichtbar. Die Schädigung zeigt sich oftmals einige Zeit später in der Störung des Selbstwertgefühls des Opfers. Hier offenbart sich ein Abgrenzungsproblem zu ‚Spaß‘. Oft ist nicht klar, ob und besonders wann aus Spaß Ernst, wann aus einem ‚lockeren Spruch‘ verbale Gewalt wird (vgl. ebd., 20 f.; Griffel, 18)

1.5.1.3 Institutionelle und strukturelle Gewalt

In der Wissenschaft wird außerdem zwischen institutioneller und struktureller Gewalt unterschieden. Diese Formen betreffen diese Arbeit nur am Rande und sollen deshalb nur kurz beschrieben werden.

Während in der engen Gewaltdefinition und bei der psychischen Gewalt jeweils nur Personen interagiert haben, handelt es sich nun um eine „Institution-Person-Interaktion“. Schüler sind der Institution Schule untergeordnet und müssen sich ihrer Machtausübung fügen. Beispiele hierzu führt Tillmann an: „Gewalt durch die Schulklingel, Gewalt durch das Versetzungszeugnis, Gewalt durch den Notendruck, Gewalt durch den Stoffplan“ (ebd., 22).

Vertreter des Begriffs ‚Strukturelle Gewalt‘ zählen beispielsweise „gesellschaftliche Zustände wie Armut, Unterdrückung, Entfremdung“ (ebd., 23) zu diesem Komplex.

1.5.1.4 Anliegen der Gewaltprävention

In der Gewaltpräventionsarbeit geht es vor allem um physische und psychische Gewalt. Institutionelle bzw. strukturelle Gewalt soll und kann durch Die Arbeit der Polizei und auch der Schule nicht verhindert werden, da hierzu eine Änderung des Systems an sich nötig wäre. Es geht immer um die Interaktion von Menschen, die es zu verbessern gilt. Deshalb wird in dieser Arbeit der Begriff Gewalt auf diese beiden erst genannten Bereiche beschränkt.

1.5.2 Definition Prävention

Der Begriff Prävention erfreute sich in den vergangenen Jahren wachsender Beliebtheit. Dabei ist es eher schwierig, diesen Begriff scharf zu definieren. Ziel der Prävention ist es, „Leid und Störungen von vornherein zu verhindern und damit auch kurative Maßnahmen tendenziell unnötig zu machen“ (Stark, 563). Dieser erste Definitionsversuch verdeutlicht, dass Prävention auf allen Ebenen des Gesundheitsbereichs und psychosozialen Bereiches angesiedelt ist. 

Stark spricht von einem „praxeologischen Dispositionsbegriff“: „Obwohl sich Prävention immer auf konkretes individuelles und kollektives Handeln bezieht, lassen sich weder der Gegenstand präventiver Ansätze noch der Effekt präventiven Handelns direkt beobachten“ (ebd., 564).

Die Literatur spricht von primärer, sekundärer und tertiärer Prävention. Diese Unterteilung des Begriffs soll hier anhand des Beispiels Kriminalität kurz erläutert werden. Es ist wichtig anzumerken, dass es Überschneidungen dieser Präventionsebenen gibt. Als Stichworte hierzu seien, ohne näher darauf einzugehen, der Täter-Opfer-Ausgleich und soziale Trainingskurse genannt. 

1.5.2.1 Primäre Prävention

Dieser Ebene zugeordnet sind sämtliche vorbeugende Maßnahmen wie z.B. Stärkung des Rechtsbewusstseinss, Stärkung der sozialen Kompetenzen bzw. Kompetenztrainings, Aufklärungskampagnen, Abbau von kriminalitätsverursachenden Strukturen wie z.B. Armut oder psychosoziale Belastungen, Entwicklung prosozialer Normen des Zusammenlebens. Ihr gemeinsames Ziel ist es, das Auftreten neuer Störungen zu verringern bzw. zu vermeiden. Auch die Förderung verschiedener Sozialisationsinstanzen wie z.B. die Schule ist dieser Ebene zuzuordnen und gehören zum Bereich primärer Kriminalprävention (vgl. Lüders, 5; Riedl, 15; Stark, 564).

1.5.2.2 Sekundäre Prävention

„Mit dem Stichwort »Sekundäre Prävention« werden üblicherweise all jene Maßnahmen beschrieben, die potentielle Täter abhalten sollen, Straftaten zu begehen“ (Lüders, 5). Störungen sollen möglichst frühzeitig erkannt werden und durch entsprechende Reaktionen, die in der Regel Interventionen sind, sollen diese vorhandenen Störungen möglichst klein gehalten bzw. reduziert werden. Die sekundäre Prävention beginnt dann, wenn sich das unerwünschte Verhalten bereits ereignet hat, wenn sich z.B. Schüler in einer akuten Konflikt- oder Krisensituation befinden (vgl. Riedl, 15). So genannte Streitschlichter-Programme könnten dieser Ebene zugeordnet werden, da die ausgebildeten Schlichter eine konkrete Problemsituation mit den Kontrahenten lösen müssen. Die Ausbildung der Streitschlichter selbst wäre jedoch eher der primären Prävention zuzuordnen, da ihnen Wege gezeigt werden, wie Streit geschlichtet werden kann und die Schlichter somit schon Kompetenzen erwerben, Streits wirkungsvoll entegegn zu treten und zu vermeiden. Eine Streitschlichtung ist eine Reaktion auf vorgefallene Streitigkeiten in der Schülerschaft und soll diese in der Zukunft verhindern oder zumindest reduzieren und prosoziales Verhalten trainieren.

1.5.2.3 Tertiäre Prävention

In den Bereich der tertiären Prävention fallen alle die Maßnahmen, die tatsächlich vorgefallene Ereignisse bearbeiten. Eine erneute Straffälligkeit soll z.B. durch „Nachsorgeprogramme“ vermieden werden. Auffällige Jugendliche sollen integriert werden oder Spätfolgen einer Tat durch Rehabilitationsprogramme verhindert werden. Ebenso sind Programme zur „Rückfallbekämpfung“ dieser Ebene zugeordnet (vgl. Lüders, 6; Riedl, 15; Stark, 564).

1.5.2.4 Spezifische und unspezifische Prävention

Teilweise wird Prävention auch in eine unspezifische und spezifische unterteilt. Bei der unspezifischen Prävention geht es darum, allgemein vorbeugend erzieherisch tätig zu werden, ohne auf ein bestimmtes Problemfeld einzugehen. Bei der spezifischen Prävention dagegen werden gezielt bestimmte Themen wie Sucht, Gewalt, Rauchen, Alkohol, Drogen oder auch Gewalt angesprochen. Hier werden spezielle Möglichkeiten erarbeitet und vermittelt, wie die Gefährdung in dem jeweiligen Bereich reduziert werden kann.

1.5.2.5 Grenzen dieser Definitionen

Die dargestellten Einteilungen haben jedoch auch ihre Tücken und Probleme. Man könnte den Eindruck gewinnen, dass sämtliches pädagogische Handeln in der Schule eine primärpräven​tive Funktion hätte bzw. unspezifisch präventiv wirksam ist. Dies ist jedoch keineswegs der Fall, da der Erziehungsauf​trag in der Schule sicherlich nicht nur auf die primäre Prävention von kriminellem Handeln – und damit der Vermeidung von unerwünschtem Verhalten – reduziert werden kann. Bei den Schülern handelt es sich nicht ausschließlich um potentielle Täter bei denen Präventionsmaßnahmen nötig sind. Vielmehr sollen sie lernen, sich aktiv an der Gesellschaft zu beteiligen und sich angemessen zu verhalten; erwünschtes Verhalten soll gefördert werden. Dies wird vor allem nochmals deutlich, wenn man den Auftrag der Schule betrachtet und untersucht. Dies erfolgt im folgenden Kapitel.

1.6 Staatlicher Auftrag an die Schule

1.6.1 Erziehungs- und Bildungsauftrag

Die Schule hat nach § 1 SchG einen klaren Erziehungs- und Bildungsauftrag zu erfüllen:

„(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich [...] insbesondere daraus, dass jeder junge Mensch ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende Erziehung und Ausbildung hat und dass er zur Wahrnehmung von Verantwortung, Rechten und Pflichten in Staat und Gesellschaft sowie in der ihn umgebenden Gemeinschaft vorbereitet werden muss.

(2) Die Schule hat den in der Landesverfassung verankerten Erziehung- und Bildungsauftrag zu verwirklichen. Über die Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten hinaus ist die Schule insbesondere gehalten, die Schüler

in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher Nächstenliebe, zur Menschlichkeit und Friedensliebe [...], zur Achtung der Würde und der Überzeugung anderer [...] sowie zu sozialer Bewährung zu erziehen [...]

zur Anerkennung der Wert- und Ordnungsvorstellungen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu erziehen [...]“

Jeder Mensch hat demnach das Recht auf eine Erziehung – daraus ergibt sich für die Schulen eine Verpflichtung zu Erziehung. Die Lehrer sind also aufgefordert, ihre Schüler zu einem positiven zwischenmenschlichen Verhalten zu erziehen, welches Nächstenliebe, Menschlichkeit, Friedensliebe, Achtung der Würde anderer usw. beinhaltet. An die Lehrer geht auch der klare Auftrag mit den Schülern ein angemessenes Sozialverhalten zu trainieren. Damit stehen die Lehrkräfte in einer großen Verantwortung, die von der Gesellschaft an sie heran getragen wird und die sie verpflichtet sind zu erfüllen. 

Man kann sich fragen, ob ein solcher Erziehungsauftrag überhaupt vollständig erfüllbar ist. Ermutigend ist hier sicherlich folgendes: „Erziehen bleibt ein abenteuerliches Unternehmen, dessen Erfolg überhaupt nicht vorauszusehen ist, das aber dennoch auch gegen das Gefühl eigener Unzulänglichkeit und trotz enttäuschender Vergeblichkeit getan werden soll, im Gehorsam gegenüber dem Schöpfer aus Liebe zu seinen Geschöpfen und mit der verzweifelten Bitte um seinen Segen“ (Stallmann, zit. n. Hochstetter, 12 f.).

1.6.2 Bildungsplan

Die allgemeine Beschreibung des Erziehungsauftrags in § 1 SchG, wird in den Lehrplänen der einzelnen Schulen näher erläutert und konkretisiert.

Im Bildungsplan für die Grundschule wird als Aufgabe u.a. folgendes festgelegt: „Sie übt Verhaltensweisen und Umgangsformen ein, die für das Miteinanderleben – auch in der Schule – wichtig sind“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 1994a, 10). Im Bildungsplan für die Realschule soll dieses Verhalten konsequent weiter geübt werden, indem Themen wie „die Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung für andere, zur gewaltfreien Konfliktlösung und zur Anerkennung der geltenden Rechtsordnung; Rechtserziehung“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 1994b, 10) vertieft werden sollen.

Auch die Kooperation mit anderen Institutionen wird im Bildungsplan der Realschule angesprochen und ist ausdrücklich erwünscht: „Kommunale, kirchliche und andere gesellschaftliche Einrichtungen eröffnen Chancen für außerschulische Lernerfahrungen und Lernorte. Sie stellen auch Fachleute, die von Lehrerinnen und Lehrern in den Unterricht einbezogen werden können“ (ebd., S. 13).

Im einzelnen bieten sich den Lehrern in verschiedenen Fächern gute Möglichkeiten einer gewaltpräventiven Arbeit. Exemplarisch sollen einige wenige Ansatzmöglichkeiten aus dem Bildungsplan der Realschule genannt werden:

1.6.2.1 Evangelische Religionslehre

„Der Evangelische Religionsunterricht [...] setzt sich ein für eine Verständigung über Regeln guten Zusammenlebens, für ein faires Austragen von Meinungs- und Interessengegensätzen und für den Schutz der Schwächeren“ (ebd., S. 14).

Klasse 6, Lehrplaneinheit (LPE) 5: Was uns am Fremden reizt – sich in andere versetzen, lernen, andere besser zu verstehen

Klasse 7, LPE 5: Nachgeben – sich durchsetzen? – menschliches Zusammenleben, mit Konflikten umgehen, Vergebung

Diese Themen eignen sich sehr gut, mit den Schülern Strategien für eine angemessene Konfliktbewältigung zu erlernen. Streitigkeiten werden im Schulalltag nicht ausbleiben. Hier liefert der christliche Ansatz der Vergebung einen meines Erachtens sehr wertvollen Beitrag.

1.6.2.2 Deutsch

„Im "Umgang mit anderen" lernen die Schülerinnen und Schüler, daß Sprache immer in einem sozialen Zusammenhang zu sehen ist. Sie dient nicht nur der Verständigung, sondern auch dem zwischenmenschlichen Zusammenleben. Im Unterricht muß deshalb eine partner- und sachgemäße Gesprächsführung eingeübt und gefördert werden, was nicht ohne Reflexion über Gespräche möglich ist“ (ebd., S. 17).

Klasse 7 und 8, Arbeitsbereich (AB) 1: Sprechen und Schreiben – Gesprächsführung: eigene Meinung darstellen, fremde Meinungen berücksichtigen, Umgangsformen

Klasse 9, AB 1: Sprechen und Schreiben – Gespräche führen und untersuchen (z.B. Streitgespräch), Verlaufsformen von Auseinandersetzungen

Oft ist im Umgang der Schüler untereinander eine Verrohung der Sprache zu erkennen. Dies haben Untersuchungen, wie schon in 1.2.2 angesprochen eindeutig belegt. Im Deutschunterricht kann der Lehrer mit den Schülern besprechen, wie ein respektvoller Umgang mit den Kameraden erfolgen sollte. Dabei könnten beispielsweise prosoziale Verhaltensweisen in Streitgesprächen vermittelt werden, z.B. indem mit den Schülern besprochen wird, wie man eigene Gefühle ausdrückt, seine Meinung vertritt. Streitschlichterprogramme könnten eine wertvolle Hilfe sein, da hier Konfliktlösestrategien auf verbaler Ebene trainiert werden.

1.6.2.3 Gemeinschaftskunde

Gerade dieses Fach, das u.a. zuständig ist für die Erziehung zu politischer Verantwortlichkeit, ist für gewaltpräventive Projekte meines Erachtens gut geeignet. „Eine Erziehung zur politischen Verantwortlichkeit umfaßt die Fähigkeit zur Empathie, zur Hilfsbereitschaft, zum regelgerechten Austragen von Konflikten sowie die Fähigkeit zum Konsens“ (ebd., S. 21).

Klasse 7, LPE 2: Jugendliche in der Schule – Zusammenleben in der Schule (Umgangsformen, Verhaltensweisen, soziales Lernen, Schulordnung)

Klasse 8, LPE 1: Der einzelne im Rechtsstaat – Jugendliche im Rechtsleben, Formen und Ursachen der Straffälligkeit von Jugendlichen

Regeln sind überall wo Menschen zusammen sind notwendig. Dies erkennen Schüler natürlich auch in der Schule. Der Gemeinschaftskundeunterricht sollte demokratische Werte wie z.B. das Achten des Anderen, Rücksicht aber auch Unterordnung und das Akzeptieren von Entscheidungen auch gegen den eigenen Willen vermitteln. Schul- bzw. Klassenregeln, die gemeinsam mit den Schülern aufgestellt und festgelegt werden stellen dazu eine wichtige Hilfe dar. Andere Institutionen und Behörden eines Rechtsstaates wie z.B. die Polizei sollten vorgestellt und ihre Aufgabe erklärt werden. Dazu ist sicherlich auch eine Veranstaltung der Polizei in der Schule sinnvoll, in der u.a. über Straffälligkeit und die Konsequenzen gesprochen wird.

1.7 Staatlicher Auftrag an die Polizei

1.7.1 Polizeigesetz

Die Generalklausel in Form von § 1 Abs. 1. Satz 1 Polizeigesetz (PolG) lautet:

„Die Polizei hat die Aufgabe, von dem Einzelnen und dem Gemeinwesen Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht wird, und Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beseitigen, soweit es im öffentlichen Interesse geboten ist.“

Die Polizei hat durch dieses Gesetz den klaren Auftrag, den Einzelnen und die Gesellschaft im Allgemeinen vor Gefahren zu schützen sowie Störungen in Form von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zu erforschen und zu beseitigen. Zur Gefahrenabwehr zählt nach dem deutschen Rechtsverständnis die vorbeugende Bekämpfung von Straftaten., also Tätigkeiten im Vorfeld eines Tatverdachts. Zu diesen Vorfeldtätigkeiten gehört u.a. im Umfeld der Schule (vgl. Wolf, 25 f.):

· Gefahrenvorsorge: z.B. Streifentätigkeit, Verkehrsregelung, Verkehrserziehung in Schulen und Kindergärten

· Vorbeugende Bekämpfung von Straftaten: z.B. kriminalpolizeiliches Vorbeugungsprogramm, Rauschgiftaufklärung in Schulen und Jugendzentren, Drogendisco

1.7.2 Legalitätsprinzip

Die Polizei ist nach dem Legalitätsprinzip (§ 163 StPO) dem Verfolgungszwang unterworfen: „Die Strafverfolgungsbehörden haben [...] bei Verdacht einer Straftat von Amts wegen, also auch ohne Anzeige, einzuschreiten. [...] Das Legalitätsprinzip soll die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz sichern“ (Creifelds, 707).

Dies bedeutet z.B. im Bereich der Schule, dass die Polizei verpflichtet ist, Ermittlungen aufzunehmen, wenn die Schule einen Vorfall meldet, auch ohne Anzeige erstattet zu haben. Bittet beispielsweise ein Lehrer die Polizei um Rat, wie er sich bei einem Diebstahlsvorfall verhalten soll, den ein namentlich genannter Schüler begangen hat, so ist die Polizei verpflichtet, diese Straftat zu verfolgen. Lehrer unterliegen im Gegensatz dazu diesem Legalitätsprinzip, wie schon in 1.3 angedeutet, nicht. Es steht ihrem pädagogischen Ermessen offen, wie sie mit solchen Vorfällen umgehen.

1.7.3 Empfehlungen und Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums

Die bereits in 1.4.1 angesprochene Verwaltungsvorschrift zur Verkehrserziehung (Innenministerium 1997) verpflichtet die Polizei, den Verkehrsunterricht in Zusammenarbeit mit den zuständigen Lehrern durchzuführen: 

„Verkehrssicherheitsarbeit ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, zu deren Bewältigung auch die Polizei ihren Beitrag leistet.

Die polizeiliche Verkehrserziehung und -aufklärung ist präventiver Bestandteil der Verkehrssicherheitsmaßnahmen und ständige Aufgabe der Polizei.“

Das Innenministerium legte am 24. September 1997 das 8-Punkte-Programm „Baden-Württemberg – mit Sicherheit in Ordnung“ vor, das vor allem die Vertiefung und Fortführung der kommunalen Kriminalprävention vorsieht, die im März 1997 in einer Empfehlung des Innenministeriums weiter umgesetzt wurde. 

Für den Bereich der Jugendprävention werden dazu die Abteilung Mobile Prävention und die Rauschgiftaufklärungsgruppe (RAG) in Schulen u.ä. eingesetzt. Diese Gruppe arbeitet mit internen und externen Dienststellen zusammen und schult Polizeibeamte und externe Institutionen z.B. in der Lehrerfortbildung. Eine detailliertere Beschreibung der Präventionsarbeit der Polizei erfolgt in 2.5.

1.8 Gewaltpräventionsprojekte in den Schulen

1.8.1 Projekt „Faustlos“

In Anlehnung an das in den USA entwickelte Programm „Second Step“ des Committee für Children in Seattle wurde das Programm „Faustlos“ von Manfred Cierpka in Deutschland entwickelt. Die Zielgruppe sind Kindergartenkinder und Grundschüler. Im Mittelpunkt steht bei Faustlos „die Förderung und Erweiterung prosozialer Verhaltensfertigkeiten von Kindern“ (Krannich et al., 236). Das Programm soll nach Krannich et al. hier kurz vorgestellt werden.

1.8.1.1 Ausgangssituation

Bei aggressiven und gewaltbereiten Kindern und Jugendlichen begünstigen Defizite in der Empathiefähigkeit, Impulskontrolle und Problemlösefähigkeit sowie mangelnde Kompetenzen im Umgang mit Ärger und Wut ihr auffälliges Verhalten. Das Problem liegt hier vor allem darin, dass diese Kinder oft nicht wissen, wie sie sich in Konflikten angemessen verhalten könnten. Den Kindern fehlen entsprechende Modelle, die ihnen positive Verhaltensformen vorleben und die sie bei Ausbildung dieser Formen unterstützen (vgl. ebd., 237).

Es ist notwendig, dass aggressives Verhalten in Kindergarten und Schule nicht ignoriert wird, da oft in diesem Zusammenhang schlechte Schulleistungen vorliegen oder die Kinder in ihren Möglichkeiten zurück bleiben. Kinder, die in einer sozial isolierten Stellung sind oder nur schlechte Schulleistungen aufweisen haben oft ein geschwächtes Selbstwertgefühl. Sie sehen nur in aggressivem Verhalten eine Möglichkeit, sich zu behaupten (ebd., 238).

1.8.1.2 Aufbau von „Faustlos“

Durch die Förderung ihrer Empathiefähigkeit und ihrer Impulskontrolle soll „Faustlos“ den Kindern zu prosozialen Verhaltensfertigkeiten verhelfen und ihnen Modelle zum Umgang mit Ärger und Wut vermitteln.

1.8.1.2.1 Empathietraining

 „Empathie lässt sich beschreiben als die Fähigkeit, den eigenen und den emotionalen Zustand eines anderen Menschen bestimmen, die Perspektive einer anderen Person übernehmen und auf eine andere Person emotional reagieren zu können“ (ebd.).

Empathie ist ein erlerntes bzw. erlernbares Verhalten. Von dieser durch Forschungs​arbeiten belegten Tatsache ausgehend bildet das Empathietraining die Basis für „Faustlos“. Kinder sollen lernen, mit ihren Gefühlen und denen anderer Personen umzugehen. Dabei liegt der Schwerpunkt darin, Gefühle zu identifizieren, unterschiedliche Gefühlsre​gungen bei anderen Personen zu erkennen und zu akzeptieren, Gefühlsveränderungen zu erkennen und zu verstehen sowie Gefühle in einfachen Situationen vorherzusagen. Darüber hinaus sollen sie lernen, die Vorlieben und Abneigungen anderer Menschen zu erkennen, gezielte und ungezielte Handlungen zu unterscheiden, durch Ich-Botschaften Gefühle mitzuteilen oder zu erfassen und Sorge und Mitgefühl auszudrücken.

1.8.1.2.2 Impulskontrolle

„Die Impulskontrolle ist eine wesentliche Fähigkeit zur Reduktion impulsiven und aggressiven Verhaltens. Mit der Vermittlung eines kognitiven Problemlöseverfahrens und mit dem Training sozialer Verhaltensfertigkeiten verbindet „Faustlos“ zwei Strategien, die Kinder in der Entwicklung der Impulskontrolle fördern“ (ebd., 239).

Das Problemlöseverfahren wird von „Faustlos“ in fünf Schritten vermittelt, die systematisch nacheinander erarbeitet werden (ebd.):

1. Was ist das Problem?

2. Welche Lösungen gibt es?

3. Frag dich bei jeder Lösung:
Ist sie ungefährlich?
Wie fühlen sich die Beteiligten?
Ist sie fair?
Wird sie funktionieren?

4. Entscheide dich für eine Lösung und probiere sie aus.

5. Funktioniert die Lösung? Wenn nicht, was kannst du jetzt tun?

Bei der Frage nach dem Problem sollen die Kinder lernen, „Probleme anhand mimischer, gestischer und situativer Hinweise zu beschreiben“ (ebd.). Im zweiten Schritt sollen die Kinder in einem Brainstorming viele Lösungsmöglichkeiten zusammentragen. Erst im dritten Schritt soll dann eine Bewertung der Probleme stattfinden, die mit Hilfe der beschriebenen Fragen erfolgt. Daraufhin müssen sich die Kinder für eine der Möglichkeiten entscheiden, die ihnen nach der Analyse aus Schritt drei am sinnvollsten erscheint. Zum Schluss erfolgt eine Reflexionsphase über die erfolgte Handlung, die ggf. zu Schritt zwei zurückführt. „Faustlos“ bietet zur Einübung fiktive Problemsituationen. 

„Das Training von Verhaltensfertigkeiten soll Kindern ermöglichen, sich in sozialen Situationen angemessen und erfolgreich verhalten zu können“ (ebd., 240). Beispielsweise lernen die Kinder nach der Durchführung des Problemlöseverfahrens, wie sie ein Spielzeug mit einem anderen Kind teilen können, wie man um Erlaubnis fragt, wie man sich entschuldigt usw. 

1.8.1.2.3 Umgang mit Ärger und Wut

Hier werden u.a. mit Hilfe „affektiver Komponenten physischer Entspannung und kognitiver Strategien der Selbstinstruktion und des Problemlösens“ (ebd., 241) den Kindern Techniken zur Stressverminderung vermittelt. Durch diese kognitive Methode sollen Wutanfälle verhindert werden und den Kindern die Fähigkeit und Möglichkeit gegeben werden, über die Ursache von Wut und Ärger in einer Situation nachzudenken.

Für den Umgang mit Ärger und Wut lernen die Kinder folgendes Verfahren (ebd., 241):

1. Wie fühlt sich mein Körper an?

2. Beruhige dich:
Hole dreimal tief Luft.
Zähle langsam rückwärts.
Denke an etwas Schönes.
Sage: „Beruhige dich“, zu dir selbst.

3. Denke laut über die Lösung des Problems nach.

4. Denke später noch einmal darüber nach.

Die Kinder sollen lernen, Anzeichen von Wut und Ärger in ihrem körperlichen Befinden zu erkennen und auszudrücken. Daraufhin soll mit Hilfe von Beruhigungstechniken der Ärger bzw. die Wut reduziert werden, um dann in der Folge über die Situation nachzudenken und Lösungen zu erarbeiten. Abschließend soll nochmals eine rückblickende Reflexion und Bewertung erfolgen.

Weiterhin kann der Umgang mit Wut und Ärger mit den in 2.4.1.2.2 bereits beschriebenen Verhaltensfertigkeiten geübt werden.

1.8.1.3 Anwendung von „Faustlos“

„Faustlos“ ist konzipiert für den Kindergarten und die Grundschule. Im Kindergarten besteht „Faustlos“ aus 28 Lektionen im Konzept für die Grundschule aus 51 Lektionen, die den Entwicklungsstand und die Lernvoraussetzungen der jeweiligen Zielgruppe entsprechen. Die Dauer einer Lektion liegt zwischen 20 Minuten im Kindergarten und 30 bis 45 Minuten in der Schule. Krannich empfiehlt, zwei Lektionen pro Woche zu behandeln. Entsprechend dieser Empfehlung erstreckt sich „Faustlos“ dann über ca. 14 Wochen.

Mit Hilfe von Fotokarten wird die Gruppe auf das zu behandelnde Thema eingestimmt. Auf den Fotos werden jeweils Situationen dargestellt, die das Thema veranschaulichen. Der Erzieher oder Lehrer erzählt dazu eine kurze Geschichte und stellt danach Fragen. Mögliche Fragen sind z.B.: „Was denkt ihr – wie fühlt sich ...?“, „Woran könnt ihr das erkennen?“, „Was haben die beiden Personen gemeinsam?“, „Was unterscheidet die beiden?“. Diese Fragestellungen sollen die Kinder zu Meinungsäußerungen anregen und in eine Diskussion münden, in der auch weitergehende offene Fragen gestellt werden (vgl. ebd., 243).

Rollenspiele sollen den Inhalt der Lektion weiter vertiefen und den Kindern die Möglichkeit bieten, beispielsweise in einer Konfliktsituation in einem kontrollierten Rahmen neue Erfahrungen zu sammeln und Handlungskonzepte auszuprobieren. Kinder in der Beobachterrolle können alternative Handlungsvorschläge machen und dadurch ihr eigenes Handeln weiter reflektieren.

Im weiteren Verlauf des Tages sollen die Kinder das Gelernte dann auch in realen Situationen anwenden. Die Aufgabe des Erziehers oder der Lehrkraft sollte es sein, auf Situationen, in denen das Gelernte angewendet werden kann, zu achten und die Schüler darauf ansprechen und sie ermutigen, die neuen erworbenen Handlungsstrategien und Impulskontrollen anzuwenden. Um die Kinder dabei zu unterstützen bietet „Faustlos“ den Erziehern und Lehrern einen einfachen Drei-Schritte-Plan (ebd., 244):

1. Den Tag vorphantasieren – Situationen überlegen, in denen das Gelernte angewendet werden könnte

2. Verstärkung des (neu erworbenen) Verhaltens durch Erzieher / Lehrer

3. Den Tag Revue passieren lassen – zur Überprüfung ob das Gelernte angewendet wurde.

Zur weiteren Optimierung des Programms wurde im Rahmen von „Faustlos“ ein Trainingsprogramm für die Erzieher und Lehrer erarbeitet. Da in dieser Arbeit jedoch nur der Inhalt des Programms kurz dargestellt werden sollte, wird das Trainingsprogramm nicht näher untersucht.

1.8.1.4 Bewertung

Die Konzeption von „Faustlos“ erscheint vielversprechend zu sein, da mögliche Defizite  im Empathiebereich bei den betroffenen Kindern bearbeitet werden können. Mit dem Ziel, erzieherische Strategien an die Kinder direkt weiterzugeben werden die Kinder in die Lage versetzt, ihr eigenes Verhalten zu reflektieren und zu bewerten. Den Kindern werden Methoden an die Hand gegeben, mit deren Hilfe sie sich besser in die Sichtweise anderer hineinversetzen können. 

Wird „Faustlos“ in einer Schule oder einem Kindergarten eingeführt, ist es wichtig, dass sie in der gesamten Institution eingeführt wird und nicht nur in einer Gruppe oder Klasse. Dadurch können auch intergruppale Konflikte bearbeitet werden. Eine Integrierung von „Faustlos“ mit dem im folgenden noch zu beschreibenden Programm Herausforderung Gewalt erscheint ebenfalls sinnvoll, da auch Jugendliche oft Schwierigkeiten haben, sich in andere hineinzuversetzen und daraus Konflikte entstehen. Allerdings müsste das Programm an die Altersstufe der Jugendlichen angepasst werden.

1.8.2 Das Anti-Mobbing-Programm nach Olweus

1.8.2.1 Begriffsklärung: Mobbing und Bullying

Der Interventionsansatz des norwegischen Wissenschaftlers Dan Olweus basiert auf einer breiten Kampagne, in der fast ein Viertel aller Schüler Norwegens befragt wurden.

Olweus konzentriert sich auf das Problem „Mobbing“ unter Schülern. Mobben definiert Olweus wie folgt: 

„Ein Schüler/eine Schülerin wird gemobbt, wenn er/sie wiederholt und über eine längere Zeit den negativen Handlungen eines oder mehrerer anderer Schüler/ Schülerinnen ausgesetzt ist. Es liegt eine negative Handlung vor, wenn jemand absichtlich einem anderen Schmerz, Verletzung oder Unannehmlichkeiten zufügt oder es versucht – was im Grunde der Definition von aggressivem Verhalten in den Sozialwissenschaften entspricht“ (Olweus 1997, 282).

Beim Begriff Gewalt (Bullying) geht Olweus von einem „Ungleichgewicht der Kräfte“ (Olweus 1996, 23) aus. Das Opfer ist dem Angreifer also unterlegen „und ist in irgendeiner Weise hilflos gegenüber dem Schüler oder der Schülerin oder den Schülern und Schülerinnen, die ihn drangsalieren“ (ebd.).

1.8.2.2 Ziele

Die Hauptziele des Programms sind „soweit wie möglich bestehende Gewalttäter-/ Gewaltopfer-Probleme innerhalb und außerhalb der Schulumgebung zu vermindern und die Entwicklung neuer Probleme zu verhindern – idealerweise vollständig zu beseitigen [...], bessere Beziehungen zwischen Gleichaltigen in der Schule zu erreichen und Bedingungen zu schaffen, unter denen sowohl Opfer als auch Täter besser miteinander auskommen und innerhalb und außerhalb der schulischen Umgebung zurechtkommen können“ (ebd., 70 f.).

Olweus (1997, 296) formuliert eine Reihe von Unterzielen, auf denen das Programm aufgebaut ist:

· ein Bewusstsein für das Täter-/Opfer-Problem schaffen, neue Erkenntnisse darüber gewinnen

· die aktive Beteiligung auf Seite der Lehrerschaft und Eltern erreichen

· klare Regeln gegen Gewalt entwickeln

· den Opfern Unterstützung und Schutz gewähren

1.8.2.3 Umsetzung des Programms

Die Umsetzung des Programms erfolgt auf drei Ebenen: der Schulebene, der Klassenebene und der persönlichen Ebene.

1.8.2.3.1 Schulebene

Auf der Schulebene soll die gesamte Schülerschaft der Schule angesprochen werden. Zunächst schlägt Olweus vor, eine Fragebogenerhebung durchzuführen, in der der Ist-Zustand der Schule ermittelt wird und der bei den Beteiligten ein differenzierteres Problembewusstsein schaffen soll. Auch einen Pädagogischen Tag hält Olweus für sinnvoll, auf dem erstens die Ergebnisse der Umfrage erörtert werden und zweitens ein Handlungsplan aufgestellt wird. Ihm folgt eine Schulkonferenz zur Information der Schüler und Eltern.

Olweus hält eine „gute“ Aufsicht auf dem Pausenhof und besonders in „Gefahrenbereichen“ für notwendig. Lehrer sollen „in Gewaltsituationen schnell und entschlossen“ (Olweus 1996, 75) eingreifen um deutlich zu machen, dass Gewalt nicht akzeptiert wird. Klare Aufsichtsregeln, ein kollegialer Konsens sowie ein funktionierender Informationsfluss zwischen Aufsichtsführenden und Klassenlehrern erscheinen hier besonders wichtig (vgl. Knaack/Hanewinkel, 14).

Die Einrichtung eines Kontakttelefons ist für Schüler sinnvoll, die sich aus Angst  vor Rache nicht trauen, sich Eltern oder Lehrern anzuvertrauen. Dort können sie ihr Problem anonym erörtern. Evtl. kann der Schüler auch überzeugt werden, sich an Vertrauenspersonen zu wenden („Hilfe zur Selbsthilfe“).

Die Kooperation von Schule und Eltern hat einen großen Stellenwert und ist notwendig, wenn Gewaltprobleme gelöst werden sollen. Als Möglichkeiten schlägt Olweus Eltern-Lehrer-Treffen mit allen Eltern oder einer bestimmten Gruppe, Einzelgespräche aber auch Telefongespräche vor. Außerdem ist es wichtig, die Eltern über die Absicht und Vorgehensweise der Schule zu informieren.

Vor allem ist es aber unerlässlich, dass die Aktivität über einen längeren Zeitraum – besser noch ständig – durchgeführt wird und nicht nur eine Einzelaktion bleibt. Eine kleinere Lehrergruppe könnte sich beispielsweise regelmäßig treffen, um Probleme zu erörtern und evtl. zusammen mit Experten Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Darüber hinaus könnte sich eine „kollegiale Unterstützungsgruppe“ bilden, in der sich Lehrer über ihre Probleme austauschen und unterstützen. Hauptziel soll hier immer sein, eine gemeinsame Einstellung gegenüber Gewalt zu schaffen und damit einheitliche Handlungsweisen der Lehrer zu entwickeln.

1.8.2.3.2 Klassenebene

In den Klassen ist es hilfreich, einfache Regeln gegen Gewalt aufzustellen. Wichtig ist es, diese Regeln zusammen mit den Schülern zu diskutieren und zu erarbeiten. Als „natürlicher Ausgangspunkt“ schlägt Olweus folgende Regeln vor (Olweus 1996, 83):

1. Wir werden andere Schüler und Schülerinnen nicht mobben.

2. Wir werden versuchen, Schülerinnen und Schüler, die gemobbt werden, zu helfen.

3. Wir werden uns Mühe geben, Schülerinnen und Schüler einzubeziehen, die leicht ausgegrenzt werden.

Lob spielt im Erziehungsprozess eine große Rolle. Deshalb sollte der Lehrer hiermit nicht sparen. „Großzügig verteiltes Lob sowohl im Zusammenhang mit dem Verhalten des Schülers oder der Schülerin gegenüber anderen als auch mit seiner schulischen Leistung kann sich erwartungsgemäß günstig auch das Klassenklima auswirken“ (ebd., 87). Dadurch fällt es Schülern auch leichter, mit Kritik und Strafen umzugehen. Diese sollten auf der anderen Seite ebenso konsequent angewendet werden gemäß der lernpsychologischen Grundregel: „ausführliches Lob für positive Handlungen und auch für das Nichtauftreten negativer Handlungen (wird oft vergessen!) und konsequente Sanktionen für aggressives, regelbrechendes Verhalten“ (Knaack/Hanewinkel, 14).

In regelmäßigen Klassengesprächen sollen die Klassenregeln bewertet und ggf. überarbeitet werden. Außerdem kann man auch ein Resumé der Woche gezogen und über Vorfälle geredet werden. Olweus empfiehlt diese Gespräche in wöchentlichem Rhythmus durchzuführen.

Kooperative Lernformen unterstützen ebenfalls die positive Beurteilung und Akzeptanz der Mitschüler untereinander. Sie können sich gegenseitig ergänzen und in der Gruppe arbeiten  Bei der Zusammenstellung der Gruppen muss der Lehrer jedoch beachten, die ausgeschlosseneren Schüler gut in Gruppen zu integrieren, in denen nicht gleichzeitig „Mobber“ sind. Ebenso könnte man gemeinsame Aktionen in der Klassengemeinschaft machen, die den Zusammenhalt fördern. Ein Beispiel für kooperative Lernformen, die auch die Klassengemeinschaft fördern können, ist die Projektarbeit.

1.8.2.3.3 Persönliche Ebene

 Fallen den Lehrkräften Mobbing-Szenen auf, so ist es unablässig, dass sie einschreiten und Gespräche mit den Mobbern und Opfern führen. Dabei muss die Botschaft: „Wir akzeptieren keine Gewalt in unserer Schule/Klasse und werden dafür sorgen, dass sie aufhört“ (Olweus 1996, 97) klar an die Mobber gerichtet werden. Bereits aufgestellte Klassenregeln sind dazu sehr hilfreich. Ein gemeinsames Klassengespräch nach dem persönlichen Einzelgespräch erscheint ebenfalls sinnvoll.

Wichtig ist desweiteren, dass Gespräche mit dem Gemobbten geführt werden und die Eltern über die Folgen eines möglichen Verschweigens von Mobbing aufgeklärt werden. Das Opfer muss das Gefühl bekommen, dass Erwachsene ihm wirkungsvoll helfen können. Dazu ist eine vollständige Aufklärung des Falles notwendig, da sonst die Situation für das Opfer durch Racheaktionen eher noch verschlimmert werden könnte.

1.8.2.4 Ergebnisse und Beurteilung

Übereinstimmend belegen mehrere Untersuchungen, dass nach der Umsetzung dieses Interventionsprogramms Mobbing deutlich abgenommen hat. Gewalt wurde nicht aus der Schule auf andere Orte verlagert. Aus diesem Grund kann objektiv von einem Rückgang gesprochen werden. Auch antisoziales Verhalten nahm nach Untersuchungen ab und das Sozialklima verbesserte sich (vgl. Olweus 1997; Knaack/Hanewinkel).

Insgesamt lässt sich sagen, dass das Programm sehr gut durchdacht ist und Ansatzpunkte auf mehreren Ebenen anbietet, die Lehrer, Schüler und Eltern mit einbezieht. Jedoch erfordert das Programm einiges an Engagement von Seiten der Schule und der Lehrerschaft. Eine weitere Herausforderung ist ebenfalls, durchgehend konsequent zu handeln und einen Konsens innerhalb der ganzen Lehrerschaft zu schaffen. Darüber hinaus ist es wichtig – meines Erachtens jedoch schwierig – dieses Programm wirklich über Jahre durchzuhalten, da die Notwendigkeit einer solchen Arbeit mit abnehmenden Mobbingszenen nicht mehr in dem Maße gesehen wird. Jedoch kann nur so das grundlegende Klima an einer Schule verändert werden und die Schüler in eine gewaltfreie und prosoziale Richtung erzogen werden.

1.8.3 Das Konstanzer Trainings Modell (KTM)

Das Konstanzer Trainingsmodell wurde an der Universität Konstanz von einer Forschungsgruppe um Kurt-Christian Tennstädt für den schulischen Bereich entwickelt. 

Lehrer bauen sich im Laufe ihrer Berufslaufbahn persönliche Theorien zur Intervention bei Störungen im Unterricht und gegenüber aggressiven Schülern auf. Diese Wissensbestände sind ausschlaggebend dafür, wie der Lehrer mit Störungen und aggressiven Schülern umgeht. Mit diesen Handlungstheorien im Mittelpunkt will das KTM den Lehrern einen angemessenen Umgang mit oben genannten Problemsituationen ermöglichen. Darüber hinaus „werden zusätzlich zur Veränderung der subjektiven Theoriebestandteile weitere, die Verknüpfung der Wissensbestände und deren Umsetzung ins sichtbare Handeln bestimmende Prozesse durch einzelne Trainingselemente gezielt beeinflusst“ (Tennstädt 1987b, 14). Der Lehrer stellt sich während des Trainings die für ihn und seinen Unterricht wichtigen Elemente und Bausteine zusammen und erstellt sich so ein individuelles Trainingsprogramm, das auf die – aus seiner persönlichen Sicht – problematischsten Situationen eingeht.

Ein wesentlicher Bestandteil des Modells ist die Zusammenarbeit mit einem Kollegen, der evtl. ebenfalls unter Störungen und Aggressionen in seinem Unterricht leidet und sich deshalb in diesem Bereich fortbilden will. Dadurch ist es möglich, sich gegenseitig Rückmeldungen über Erfolg oder Misserfolg von Handlungsstrategien, Grundhaltungen im Unterricht, Prozesse innerhalb der Klasse, usw. zu geben (vgl. ebd., 12).

1.8.3.1 Ziel

„Globales Ziel unseres Trainings ist ein selbstsicherer, mit seinem Interaktionsstil im Unterricht zufriedener und im Umgang mit störendem, aggressivem Schülerverhalten auf ein angemessenes Kognitions- und Verhaltensrepertoire zurückgreifender Lehrer“ (ebd., 24).

Dabei soll es jedoch nicht ausschließlich darum gehen, dass lediglich die Bedürfnisse des Lehrers erfüllt werden, auch Schüler sollen mit der Interaktion zwischen ihnen und dem Lehrer sowie der Bewältigung von Problemsituationen zufrieden sein.

Die Trainierenden sollen sich mit ihren bisherigen Handlungsstrategien auseinander setzen und die hierbei ablaufenden emotionalen und kognitiven Prozesse hinterfragen. „Die einzelnen Trainingsinhalte des KTM sollen den Trainierenden neben der bewussten Vergegenwärtigung seines bisherigen Handelns und seiner entsprechenden Beweggründe zur selbständigen Reflektion und Veränderung seines Verhaltens anregen“ (ebd., 25).

Im KTM wird dem Lehrer nicht ein Theoriemodell angeboten, sondern es handelt sich vielmehr um die oben schon angesprochenen Module, die ein Geflecht von Handlungsmöglichkeiten bilden sollen, „die sich auf verschiedenen Ebenen alternativ einsetzen lassen und sich teilweise auch ergänzen. In diese Sammlung von möglichen Strategien zur Verminderung von (aggressiven) Unterrichtsstörungen fließen Erkenntnisse verschiedener wissenschaftlicher Theorien ein“ (ebd.).

1.8.3.2 Aufbau

Das KTM teilt sich auf in vier Trainingsphasen:

1. Situationsauffassung

2. Handlungsauffassung

3. Handlungsausführung

4. Handlungsergebnisauffassung

1.8.3.2.1 Situationsauffassung

In dieser Phase geht es für den Lehrer darum, das störende Verhalten des Schülers wahrzunehmen und zu interpretieren. Ziel dieser Phase ist es, die eigenen Wahrnehmungs​strategien zu verändern und zu optimieren. Vor allem werden hier „wunde Punkte“ oder „blinde Flecken“, also Situationen auf die der Lehrer besonders empfindlich bzw. gar nicht reagiert aufgedeckt. Erklärungsmuster der Lehrer werden hinterfragt, die Trainierenden werden herausgefordert, auch neue für sie bislang noch nicht in Frage gekommene Erklärungsansätze zu überdenken. Indem den Lehrern Möglichkeiten eröffnet werden, Verhaltensweisen vorn Schülern zu kategorisieren wird ihnen eine angemessene Reaktion erleichtert. Darüber hinaus sollen sich die Lehrer über die von ihnen verfolgten Ziele in der jeweiligen Situation klar werden und diese nennen. Besonders durch den Dialog mit dem Trainingspartner wird dieser Prozess besser in Gang gesetzt.

1.8.3.2.2 Handlungsauffassung

In dieser Phase erfolgt die Entscheidung des Lehrers, wie er in der problematischen Situation erfolgreich reagieren soll. Dazu ist es natürlich notwendig, dass er ein entsprechend großes Repertoire an angemessenen Reaktionen zur Verfügung hat. Dadurch ergibt sich auch das Ziel dieser Phase: „die Veränderung der Wissensbestände“ (ebd.).

Das Programm bietet basierend auf den fünf Handlungsstrategien

· unerwünschtem Verhalten begegnen

· negative Anreize vermindern

· positive Anreize anbieten

· Grundhaltungen (bei sich und bei den Schülern) verändern

· erwünschtes Verhalten fördern

27 konkrete Handlungsmöglichkeiten an (z.B.: unerwünschtes Verhalten im Keim ersticken, kein aggressives Modellverhalten zeigen, eigene Gefühle und Bedürfnisse akzeptieren und mitteilen, Vereinbarung eines Regelsystems).

In Situationen, die von der Lehrkraft als störend empfunden werden, fühlt sich diese oft unter einem sog. „Handlungsdruck“, dem Gefühl sofort etwas unternehmen zu müssen. Hier will das KTM den Trainierenden die Möglichkeit bieten, dieses Verhalten zu reflektieren und Methoden zu entwickeln, die der Lehrkraft Zeit schaffen, um sich eine angemessene Reaktion zu überlegen.

Abschließend trainiert das KTM mit den Lehrern den effizienten und schnellen Entschluss für eine der trainierten (und nun erweiterten) Reaktionsmöglichkeiten – quasi soll die gedankliche Zergliederung des vormals automatisch abgelaufenen Reaktionsmechanismus nun wieder, basierend auf einem breiteren Reaktionsrepertoire, rückgängig gemacht werden.

1.8.3.2.3 Handlungsausführung

In diesem Element trainiert der Lehrer die neu erworbenen Handlungsstrategien. In der Klasse besteht erneut der Handlungsdruck und der Lehrer erlebt Unsicherheiten beim Einsatz der neuen Maßnahmen. Hier spielt der Trainingspartner wieder eine wesentliche Rolle, da er als Außenstehender die Situation anders beurteilen kann und auch der Faktor der Fremdkontrolle durch den Tandempartner nicht unterschätzt werden darf. Durch die Nachbetrachtung der Situation im Gespräch kann das Lehrerverhalten weiter optimiert werden.

1.8.3.2.4 Handlungsergebnisauffassung

Ziel dieses Elementes ist es, dem Lehrer durch Aufstellen von Kriterien, die eine Verbesserung der Problemsituation belegen, seinen Erfolg deutlich zu machen. Oftmals setzen sich Lehrer unter einen enormen Druck und stellen sich unerreichbare Ansprüche, die eher zu Frustration führen. Durch das gemeinsame Aufstellen von klaren Kriterien, an denen der Erfolg einer veränderten Handlungsstrategie gemessen werden kann, erhöht sich für den Lehrer die Möglichkeit, Veränderungen zu bemerken und einen Erfolg seiner Arbeit mit dem KTM zu erkennen. Auch soll dem Lehrer dadurch eine realistische Einschätzung der Möglichkeiten gegeben werden, die die Anwendung von veränderten Handlungsstrategien in der Klasse hat.

1.8.3.3 Bewertung

Die Erweiterung des persönlichen Repertoires an Handlungsstrategien ist ohne Zweifel sinnvoll und wichtig und dieses Ziel erfüllt das KTM meiner Ansicht nach. Das Tandemmodell ermöglicht es dem Lehrer, neue Enblicke in seinen Unterrichtsalltag zu gewinnen und Reaktionen in Problemsituationen nicht nur aus dem eigenen Blickwinkel zu beurteilen. Vor allem durch das nachbetrachtende Gespräch können unbewusste und vielleicht sogar unerwünschte eigene Verhaltensweisen aufgedeckt und optimiert werden. Problematisch könnte der hohe Zeitaufwand werden, den beide Lehrkräfte aufbringen müssen. Gegenseitige Unterrichtsbesuche können nur in der Hohlstunde des hospitierenden Lehrers stattfinden. Ob der Lehrer in dieser Stunde gerade die ihm Probleme bereitende Klasse unterrichtet, ist natürlich auch nicht garantiert. Dadurch wird es immer notwendiger, das Projekt mit der Schulleitung abzustimmen. Ob diese angesichts der immer knapper werdenden Deputate an den Schulen bereit ist, die beiden Lehrer stundenmäßig zu entlasten ist fraglich. Sind diese Hürden jedoch erfolgreich gemeistert, eröffnen sich den Lehrern jedoch gute Möglichkeiten, ihre Kompetenz zu stärken und ihre Interaktionskompetenzen zu erweitern, um aggressiven und damit gewaltträchtigen Verhaltensweisen der Schüler wirkungsvoll entgegenzutreten.

1.9 Präventionsarbeit der Polizei

1.9.1 Wie rechtfertigt die Polizei ihre Präventionsarbeit

Wie schon in 2.3.1 beschrieben umfasst der Grundauftrag der Polizei auch die Prävention, d.h. die Verhütung von Straftaten. Dieser Grundauftrag ist einer der Grundlagen aufgrund dessen die Polizei in der Prävention tätig ist. 

Auch die polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) wird von der Polizei immer wieder ins Spiel gebracht, wenn sie auf ihre Präventionsaktivitäten angesprochen wird. Eine ansteigende Kriminalitätsrate erfordert das Tätigwerden in der Prävention. Jugendliche sind in der PKS überproportional stark vertreten. Im Vergleich zu Erwachsenen ist die Tatverdächtigen​belastung bei Jugendlichen und Heranwachsenden etwa doppelt so hoch (vgl. Riedl/Laubert, 89). Allerdings spielt hier auch die schon in 1.2.4 angesprochene vorübergehende „Probierphase“ von Jugendlichen eine Rolle, die sie besonders anfällig für kleinere Vergehen macht – auch weil sie sich über ihr eigenes Verhalten und dessen Folgen noch nicht in vollem Ausmaß bewusst sind.

In der Reaktion auf eine Straftat ist es in der Regel die Polizei, die als erster den Kontakt mit dem betroffenen Jugendlichen aufnimmt. Durch diese zeitliche Nähe zum vorgefallenen Fehlverhalten könnte die Polizei in pädagogisch wirksamer Art und Weise das zukünftige Verhalten des Jugendlichen beeinflussen – sie übernimmt also sekundär- und tertiärpräventive Aufgaben. Hier ist es das Ziel, Jugendliche abzuhalten, in eine kriminelle Karriere zu geraten (vgl. ebd., 92).

Die Polizei möchte in der Präventionsarbeit vor allem als Ratgeber und Ansprechpartner zur Verfügung stehen und zwar in Form von sog. „Trouble-Lines“ bzw. „Hotlines“ für Lehrer als auch für Schüler und durch die Präsenz ihrer Jugendsachbearbeiter (s. 2.5.2) an den Schulen. Wie in dem „Bündnis für Erziehung“ betont wird, soll vor allem die Vernetzung der einzelnen Institutionen gefördert werden. Die Polizei soll die Schulen in der Gewaltprävention unterstützen, da „all das, was zur Zeit über Gewaltprävention an unseren Schulen diskutiert wird, nicht allein von diesen geleistet werden kann“ (Hocker, 27).

1.9.2 Der Jugendsachbearbeiter

In dem Erlass des Innenministeriums Baden-Württemberg wurde 1980 die Einrichtung von Jugenddezernaten und Jugendsachbearbeitern bei der Schutz- und Kriminalpolizei vorgenommen.

Die Jugendsachbearbeiter der Schutzpolizei koordinieren alle Kinder- und Jugendsachen beim Polizeirevier und werten diese aus. Auf dem Revier sind sie Ansprechpartner für Kinder, Jugendliche, Erwachsene und für alle mit Jugend- und Sozialhilfe befassten Behörden und Institutionen. Sie sind zuständig für die Anzeigenaufnahme und die Bearbeitung von Kinder- und Jugendsachen sowie für den Informationsaustausch zwischen den Revierbeamten und dem Jugenddezernat bzw. Jugendsachbearbeiter der Kriminalpolizei. Sie führen Jugendschutzstreifen durch, um die Jugendschutzbestimmungen zu gewährleisten und sie sind an polizeilichen Aufklärungs- und Informationsveranstaltungen beteiligt (vgl. Innenminis​terium 1980, 3 ff.; LKA o. J., 3 f.).

Bei der Kriminalpolizei sind die Jugendsachbearbeiter unter anderem zuständig für die „Bearbeitung von Anzeigen über delinquentes Verhalten von Kindern und von Strafanzeigen gegen Jugendliche“ (Innenministerium 1980, 3). Sie bearbeiten Anzeigen gegen Erwachsene, in denen Kinder und Jugendliche wesentlich betroffen sind, Vorgänge im Zusammenhang mit vermissten oder aufgegriffenen Kindern oder Jugendlichen und  Selbsttötungsversuche von Kindern und Jugendlichen, soweit keine Lebensgefahr besteht (vgl. ebd., 3). Auch sind sie zuständig für die „Aufklärung und Information von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen über jugendspezifische Problem- und Gefährdungsbereiche im engen Bezug zur polizeilichen Praxis“ (ebd., 4).

Bei der Einrichtung der Jugenddezernate und der Einsetzung der Jugendsachbearbeiter wurden 1980 einige Grundsätze für die Arbeit erarbeitet. Unter anderem wird das Aufgabengebiet klar begrenzt. So soll der Polizeibeamte beispielsweise „nicht als Erzieher, Sozialarbeiter oder Therapeut tätig“ werden (ebd., 2). „Aufklärung, Information und Informationsaustausch über aktuelle, die Jugend und ihre Erzieher berührenden Themen mit engem Bezug zur polizeilichen Praxis sind ein notwendiges Angebot im Rahmen der Vorbeugungsarbeit der Polizei“ (ebd.). Über Kontaktaufnahmen mit der Polizei sollen Kinder und Jugendliche selbst entscheiden können, soweit kein konkreter Anlass vorliegt. „Anlassunabhängige Kontaktaufnahmen erfolgen nur im Einvernehmen mit allen Beteiligten“ (ebd.).

1.9.3 Rauschgiftaufklärungsgruppe (RAG) – Mobile Prövention

1979 wurde in Baden-Württemberg, wie schon in 1.4.2 kurz dargestellt, die Rauschgiftaufklärungsgruppe (RAG) mit dem ausschließlichen Ziel der Drogenprävention eingerichtet. Inzwischen wurde der Gruppe auch der Bereich der Gewaltprävention zugeordnet. Aufgrund dieser Erweiterung des Aufgabenfeldes wurde sie um den Begriff „Mobile Prävention“ ergänzt.

Im Bereich der Drogenprävention sind die Aufgabenschwerpunkte (vgl. BKA 2001):

· Entwicklung von Rauschgiftpräventionskonzepten

· Planung, Koordinierung und Überwachung von Rauschgiftpräventionsmaßnahmen

· Aufklärungsveranstaltungen

· Zusammenarbeit mit außerpolizeilichen Stellen

· Fortbildung von Polizeibeamten in der Rauschgiftprävention

Die Beamten des Teilbereichs „Mobile Prävention“ haben die Gewaltproblematik aufgegriffen und setzen das Programm „Herausforderung Gewalt“ (siehe 2.6.1) um. Dabei unterstützen sie vor allem die Präventionsarbeit der örtlichen Polizeidienststellen. Beispielsweise wurde für die Jugendsachbearbeiter ein Informationsordner „Jugend und Gewalt“ erarbeitet. Den Beamten vor Ort werden Vorschläge gemacht, wie sie eine Präventionsveranstaltung durchführen können. Darüber hinaus bestehen für die Jugendsachbearbeiter Schulungen und Fortbildungsmöglichkeiten. Für Pädagogen und Erzieher werden Multiplikatorenveranstaltungen durchgeführt. Schließlich wurden in dieser Arbeitsgruppe Broschüren, Videofilme und interaktive Spiele zur Gewaltprävention erarbeitet. Dazu zählt z.B. die Broschüre „Zeig’s ihm“, zu der auch ein interaktives Spiel erstellt wurde (vgl. ebd.).

1.10 Kooperationsprojekte von Schule und Polizei

Im Rahmen des Präventionsprogramms „Kinder und Kriminalität“ des Innen-, Sozial und Kultusministerium wurden eine Reihe von Handreichungen und Konzepten erarbeitet, die hier vorgestellt werden. Dabei soll auch hier bei der Auswahl wieder der Schwerpunkt auf der Gewaltprävention in der Schule liegen.

1.10.1 Herausforderung Gewalt

Am 16. März 1998 stellten die Kultusministerin Dr. Annette Schavan und der Innenminister Dr. Thomas Schäuble in einer Pressemitteilung das gemeinsame Präventionsprogramm „Herausforderung Gewalt“ der Öffentlichkeit vor. Im Vorfeld wurde den Schulleitern aller allgemein bildenden Schulen sowie den Leitern aller Polizeidirektionen das Programm vorgestellt und um Unterstützung gebeten.

Ziel war es, eine Grundlage zu schaffen, die Schule und Polizei helfen sollte, der zunehmenden Gewaltbereitschaft an den Schulen gemeinsam zu begegnen. Begründet wurde das Projekt vor allem durch die steigende Kinder- und Jugendkriminalität, den steigenden Tatsverdächtigenzahlen im Kinder- und Jugendbereich sowie einer zunehmenden Brutalisierung bei Gewaltdelikten.

Als Ursachen für diese Entwicklung sind laut der Pressemitteilung des Innenministeriums vom 16.03.98 „vielschichtige und komplexe“ Faktoren wie „schwindendes Wertebewusstsein in der gesamten Gesellschaft, Defizite bei der Erziehung, mangelnde soziale Bindungen, extreme Ichbezogenheit, unstrukturiertes Freizeitverhalten von Kindern und Jugendlichen, unkontrollierter, ausgiebiger Fernseh- und Videokonsum mit Gleichgestellten rund um die Uhr“ sowie Integrationsprobleme von Ausländern verantwortlich, die „eine übergreifende und abgestimmte Zusammenarbeit bei der Prävention erforderlich“ machen (vgl. Innenministerium 1998, 3).

Zur Umsetzung des Programms wurde eine Handreichung erarbeitet, in der „ausgehend von schultypischen Situationen und unter Beachtung pädagogisch-didaktischer Gesichtspunkte“ Anregungen für einen verbesserten Umgang mit dem Gewaltphänomen gegeben werden (Riedl 1998, 2). Durch Fallbeispiele sollen diese Situationen greifbar gemacht werden. Darüber hinaus beinhaltet die Handreichung Tipps zum richtigen Verhalten und für die Entwicklung einer gewaltlosen Streitkultur. Unterrichtsvorschläge sollen die Lehrer bei der Vermittlung unterstützen.

Die Handreichungen wurden von den rund 700 Jugendsachbearbeitern der baden-württembergischen Polizei an die Schulen verteilt. Die Beamten sollten bei Bedarf den Schulen zur Verfügung stehen, um das Thema Gewalt im Unterricht oder bei schulischen Veranstaltungen aus polizeilicher Sicht darzustellen (vgl. Innenministerium 1998, 4; pers. Gespräch mit Uwe Drendel vom LKA am 30.08.01).

1.10.1.1 Erfahrungen und Beurteilung aus Sicht der Polizei

Um die Jugendsachbearbeiter auf ihre Aufgabe vorzubereiten wurden vom Landeskriminalamt Baden-Württemberg eintägige Einführungsveranstaltungen abgehalten und ihnen Vorschläge eines Unterrichtsverlaufs für Schüler-, Eltern-, und Lehrerveranstaltungen an die Hand gegeben. Im folgenden wird auf den Erfahrungsbericht zum Programm „Herausforderung Gewalt“ des LKAs vom April 1999 eingegangen.

Aus Sicht der Polizei wurde das Programm gelobt und für geeignet befunden, um entsprechende Schulveranstaltungen durchzuführen. Kritik äußerte die Polizei an dem teilweise zu engen Zeitrahmen. Außerdem fühlten sich die Jugendsachbearbeiter durch diese zusätzliche Aufgabe überlastet. Auch die fehlende pädagogische Vorbereitung wurde kritisiert. Auf diese Problematik angesprochen konnte der verantwortliche Mitarbeiter vom Dezernat 422 des LKA in einem persönlichen Gespräch am 30.08.01 keine konkrete Antwort geben. Eine „systematische Ausbildung sei nicht möglich“, jedoch könnten den zur Zeit rund 700 Jugendsachbearbeitern „Hilfestellungen“ gegeben werden.

Die Polizisten erlebten von Seiten der Schüler großes Interesse an den Veranstaltungen. Teilweise war jedoch auch eine ablehnende Haltung erkennbar. Die Lehrerschaft begrüßte überwiegend das Programm. Vielen Lehrern war allerdings das Programm „Herausforderung Gewalt“ unbekannt. Vereinzelt werden in dem Erfahrungsbericht auch ablehnende Haltungen von Seiten der Lehrer angesprochen. Bei der Umsetzung zeigten sich die Schulen teils kooperativ andere zeigten kein Interesse an einer gemeinsamen Umsetzung. Förder- und Hauptschulen zeigten insgesamt ein größeres Interesse, was die Erkenntnisse bestätigt, dass an diesen Schulformen die Gewaltproblematik größer ist als an den anderen Schulen.

Eltern nahmen das Programm insgesamt positiv auf, das Interesse z.B. an informativen Elternabenden war jedoch gering.

Das Landeskriminalamt bewertet das Programm insgesamt positiv, was sich auch an der hohen Zahl der verteilten Handreichungen von über 15.000 Stück widerspiegelt (vgl. Landeskriminalamt 1999).

1.10.2 Netzwerk gegen Gewalt an Schulen

Am 14. Dezember 2000 wurden die Schulleiter der Grundschulen und entsprechenden Sonderschulen sowie die Leiter der Polizeidirektionen/-präsidien in einem Brief der Kultusministerin und des Innenministers über die Initiative „Netzwerk gegen Gewalt“ informiert: 

„Um der Gewalt an Schulen in einer konzentrierten Aktion entgegenzuwirken, haben jetzt Kultusministerium, Innenministerium und Sozialministerium die Initiative „Netzwerk gegen Gewalt“ verabschiedet. Mit diesem Konzept sollen vor allem die außerschulischen Erziehungspartner (Polizei, Kommune, Jugendamt etc.) in wechselseitiger Wirkungsweise in eine Kooperation mit der Schule eingebunden werden.“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport et al. 2000c)

Ziel dieses Programmes ist es, mit der Präventionsarbeit schon in den Grundschulen o.ä., d.h. bei Kindern im Alter von 8 bis 12 Jahren, zu beginnen. In dem Brief begründen die Minister diesen Schritt mit der Entwicklung der sozialen Moral, die sich gerade in der Zeit der Grundschule von einer „vormoralischen“ zu einer „konventionellen“ Moral entwickelt. Lernvoraussetzungen für soziales Helfen und Selbstbeherrschung seien in diesem Alter besonders günstig.

Zu dieser Initiative haben die kooperierenden Ministerien verschiedene Handreichungen veröffentlicht. Beispielhaft werden zwei dieser Handreichungen näher besprochen:

· Konzeptheft der Landesregierung: Vorbeugung hat Vorrang: Netzwerk gegen Gewalt an Schulen

· Ich + Du = Wir. gemeinsam lernen – sicher leben mit Begleitheft für Lehrerinnen und Lehrer

1.10.2.1 Konzeptheft der Landesregierung: Vorbeugung hat Vorrang: Netzwerk gegen Gewalt an Schulen

In der Erkenntnis, „dass Formen von Aggression und Gewalt ein gesamtgesell​schaftliches Phänomen, nicht aber ein spezifisch schulisches Problem sind“, erfordere der Komplex „Schule und Gewalt“ die „Unterstützung aller gesellschaftlich relevanten Institutionen, insbesondere auch im unmittelbaren schulischen Umfeld“ (vgl. Ministerium für Kultus, Jugend und Sport et al. 2000a, 2).

Nach einer kurzen Analyse der Ausgangslage mit der Untersuchung von ermittelten Befunden, Ursachen und Statistiken und einer kurzen Zusammenfassung der bisherigen Maßnahmen und Aktivitäten stellt das Heft die Neukonzeption „Netzwerk gegen Gewalt“ vor.

Als Partner im Erziehungsprozess sehen die Autoren neben Eltern, Lehrkräften und Erziehern auch Eltern- und Schülervertreter, Jugendsozialarbeiter an der Schule, Schulpsychologische- und Erziehungsberatungsstellen, die Allgemeinen Sozialen Dienste der Jugendämter, Justiz- und Ausländerbehörden, Vereine, Träger der freien Jugendhilfe, Kirchen, Wirtschaft und Medien (vgl. ebd., 8). „Die institutionalisierte Kooperation dieser Partner eröffnet gezielte Chancen, bei jungen Menschen soziale Kompetenzen zu entwickeln, destruktives Sozialverhalten abzubauen sowie ein Abgleiten in kriminelle Milieus zu verhindern“ (ebd.).

Die Stuktur des Netzwerks erstreckt sich auf drei Ebenen:

· Ebene der Einzelschule

· Regionale / Lokale Ebene

· Landesebene

Auf Ebene der Einzelschule werden drei Punkte genannt, auf die die Schule einen großen Einfluss hat. An erster Stelle wird die Entwicklung eines stabilen Selbstwertgefühls sowie die Förderung sozialer Verantwortung bei den Schülern gefordert. Zweitens muss die Schule klare Stellung in bezug auf Normen und Grenzen beziehen und diese den Schülern deutlich machen. Als Rahmenvoraussetzungen wird beispielsweise das Erstellen einer verbindlichen Schulordnung angesehen, sowie der ständige Kontakt zur Polizei nicht nur im Problemfall. Drittens sollen Konzepte zur Vermeidung von Gewalt innerhalb der Schule entwickelt werden. Ein Kontaktbüro im Kultusministerium soll den einzelnen Schulen in ihren Aktionen beistehen. Außerdem soll ein Handbuch mit konkreten Handlungsmustern und Verfahrensempfehlungen die einzelnen Schulen unterstützen (vgl. ebd., 8 ff.).

Die Regionalebene dient der Einrichtung regelmäßig tagender runder Tische an denen Schulleiter, Elternvertreter, Jugendhilfe, Polizei, Kommune, Jugendamt, u.a. zusammen arbeiten und „vernetzte Handlungskonzepte und Interventionsprogramme“ entwickeln sollen. Diese sollen vor allem auch die lokalen Umstände berücksichtigen und die Landesprogramme darauf abstimmen und anpassen (vgl. ebd., 13 ff.).

Auf Landesebene soll schließlich eine ständige interministerielle Arbeitsgruppe eingerichtet werden. Diese Gruppe soll „die übergeordneten Rahmenbedingungen und Abstimmungen“ (ebd., 15 f.) schaffen, „um die Aktionen auf regionaler bzw. lokaler Ebene zu fördern und zu unterstützen“ (ebd., 16). Außerdem richtet das Kultusministerium das oben bereits angesprochene Kontaktbüro ein.

1.10.2.2 Ich + Du = Wir

Die Handreichung Ich + Du = Wir teilt sich auf in ein Begleitheft für Lehrer sowie einem Schülerarbeitsheft. Konzipiert ist dieses für Kinder der Primarstufe.

Im Lehrerbegleitheft wird zunächst auf die Kriminalitätsproblematik eingegangen. Fragen wie „veränderte Kinder?“ (Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 2000b, 4) und „Was sind mögliche Ursachen für Straftaten von jungen Menschen?“ (ebd., 11) werden erläutert. Dazu werden Ergebnisse der Kriminalstatistik kurz dargestellt und schließlich das Programm „Kinder und Kriminalität“ vorgestellt. Das Ziel für dieses Präventionsprogramm ist in dem Heft wie folgt definiert: 

„Zielsetzung des Programms „Kinder und Kriminalität“ ist vor allem, Kinder davor zu schützen, Opfer oder Täter von Straftaten zu werden

Dies soll unter anderem erreicht werden durch

· die Förderung der Kritikfähigkeit und der Fähigkeit zur gewaltfreien Konfliktlösung

· die Steigerung der sozialen Kompetenz der Kinder

· die Stärkung des Rechtsbewusstseins der Kinder

· eine Sensibilisierung im Hinblick auf besonders relevante Kriminalitätsbereiche und Gefährdungsmomente für Kinder.“ (ebd., 12).

In dem Präventionsprogramm sollen Lehrer wie Erzieher das Thema Kriminalität thematisieren. Die Polizei soll zur Vertiefung in Unterrichtsbesuchen ihr Wissen und ihre Erfahrungen einbringen und dadurch das vorher im Unterricht behandelte Thema ergänzen. Eltern sollen ebenfalls einbezogen werden, um auch sie für dieses Thema zu sensibilisieren (vgl. ebd.).

Schließlich werden die Stichworte „Recht und Unrecht“, „Eigentum“ sowie „Gewalt gegen Personen und Sachen“ angesprochen und näher erläutert. Hier werden den Lehrern wesentliche Hintergrundinformationen und jeweils eine Darstellung und Beurteilung der Problematik in Baden-Württemberg gegeben.

Im dritten Teil des Begleitheftes werden den Lehrkräften Möglichkeiten der Umsetzung des Themas im Unterricht an die Hand gegeben: Das Schülerheft wird erläutert, Einbindungsmöglichkeiten im Lehrplan der Klassen 3 und 4 dargestellt und ein Musterbrief für die Eltern abgedruckt.

Schließlich werden die Lehrer im vierten Teil über mögliche Ansprechpartner (Allgemeiner Sozialer Dienst, Kinder- und Jugendtelefon, Polizei) informiert, an die sie sich bei schwerwiegenderen Problemen wenden können.

Das Schülerarbeitsheft beschäftigt sich auf 15 Seiten mit den Themenfeldern „Rechts- und Unrechtsbewusstsein“, „Eigentum“, „Gewalt gegen Personen und Sachen“. Ausgehend von Bildern im Heft sollen die Schüler ins Gespräch kommen und feststellen, dass für einen gutes Zusammenleben in der Schule Regeln notwendig sind und Kommunikation („Aufeinander zugehen“) ein wichtiger Aspekt im Schulalltag ist. Auf den Bildern sollen die Kinder Fälle von Fehlverhalten erkennen und benennen. Dadurch wird eine Sensibilisierung bei den Schülern erwartet. In Gesprächen im Klassenverbund werden die unterschiedlichen Fälle von Fehlverhalten nochmals angesprochen.

Zusammenfassend verfolgt das Programm „Ich + Du = Wir“ das Ziel, Kinder schon im vorpubertären Alter zu erreichen und sie zu sensibilisieren. Dabei wird offensichtlich das Motto „je eher desto besser“ verfolgt – Kinder sollen so früh wie möglich mit der Präventionsarbeit erreicht werden.

1.10.3 Beurteilung der Kooperationsprojekte

Kultus- und Innenministerium versuchen mit den dargestellten Publikationen verschiedene Altersgruppen der Schüler zu erreichen. Die Handreichung „Herausforderung Gewalt“ stellt jüngere Forschungsergebnisse wie z.B. die von Olweus (siehe dazu auch 2.4.2) in kompakter Form dar und gibt erste Handlungsempfehlungen. Teilweise ist die Darstellung jedoch etwas plakativ. Dieser Eindruck verstärkt sich bei der Durchsicht des Schülerhefts von „Ich + Du = Wir“. Problemsituationen können, so die allgemeine Botschaft, durch eine bestimmte Verhaltensweise gelöst werden. Insofern ist der Ansatz zu pauschal, die Problemlösung zu vereinfacht dargestellt. Bilden sich Lehrer jedoch im Vorfeld beispielsweise mit dem Konstanzer Trainingsmodell, Streitschlichterprogrammen oder dem von Olweus entwickelten Modell fort, bilden diese Handreichungen eine geeignete Hilfestellung für die Arbeit in der Klasse.

Evaluation der Zusammenarbeit aus Sicht der Lehrer

Um einen besseren Überblick über die bestehende Zusammenarbeit zwischen Polizei und Schule zu bekommen, wurde im September und Oktober 2000 von der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg unter Leitung von Prof. Dr. Eckhard Schäfer eine repräsentative/geschichtete Umfrage unter den Lehrern des Landes Baden-Württemberg durchgeführt. Dabei wurden alle Schulformen berücksichtigt und etwa 5000 Lehrer angeschrieben. 2775 Lehrer beantworteten den anonymen Fragebogen und sendeten ihn zurück an die Pädagogische Hochschule. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 55,5%. pNeben Ja/Nein-Fragen, die in der Regel den ersten Teil der Frage bilden, wurden die Lehrkräfte aufgefordert, in der zweiten Teilfrage auf offene Fragen zu antworten. Die Ergebnisse der Kommentare auf diese offenen Fragen sollen hier ausgewertet werden.

1.11 Ergebnisse zu Frage 1

Frage: 

Haben Sie im letzten Schulhalbjahr Polizeibeamte gesehen?
Wenn ja, aus welchem Anlass wurden von Ihnen im letzten Schulhalbjahr Polizeibeamte gesehen?

55,4 % der Lehrer, hatten die Polizei in diesem Zeitraum an ihrer Schule gesehen. 
80,0 % dieser Lehrer beantworteten den zweiten Teil der Frage. Bei der Beantwortung der Frage waren Mehrfachantworten möglich.

Anlass der Polizei an der Schule


Traditionelle Aufgaben
45,7 %

Pädagogische Arbeit
39,8 %

Schutz- und Präsenzaufgaben
7,0 %

Kontakte
4,3 %

Unterstützung bei Schulbesuchsproblemen
1,6 %

Sonstige Aufgaben
1,6 %

Tabelle 1: Anlass der Polizei an der Schule

45,7 % der Antworten fallen in den traditionellen Aufgabenbereich der Polizei, zu 
39,8 % übernahm die Polizei in der Schule pädagogische Aufgaben. In 7,0 % der Fälle wurden Angaben gemacht, die zu den Schutz- und Präsenzaufgaben der Polizei zählen. Kleinere Anteile entfallen u.a. auf die Pflege von Kontakten zwischen Polizei und Schule (4,3 %) und auf Fälle in denen die Polizei die Schule bei Schülern unterstützte, die unerlaubt der Schule fern blieben (1,6 %). Im folgenden sollen die Antworten der Lehrer weiter untersucht und in Unterkategorien gegliedert werden, um einen Überblick der polizeilichen Tätigkeiten an den Schulen zu erhalten.

1.11.1 Traditionelle Aufgaben der Polizei

Die Bandbreite der traditionellen Aufgaben der Polizei (s. Tabelle 2) reicht von der Aufnahme von Straftaten (Diebstahl, Einbruch, Sachbeschädigung, etc.) über Schülerverhöre und Festnahmen bis hin zu Interventionen bei gewalttätigen Vorfällen und Bombendrohungen in der Schule. Auch wurden Fälle von Hausfriedensbruch angegeben, zu denen die Polizei gerufen wurde. Siebenmal gaben Lehrer einen Unfall als Grund für das Erscheinen der Polizei an. In einem Fall kam dabei ein Schüler an einem Bahnübergang ums Leben.

Traditionelle Aufgaben der Polizei
45,7 %

Ermittlungen / Strafverfolgung / Aufklärungsarbeit
9,1 %

Vorfälle
36,6 %


Diebstahl
12,6 %


Gewalt
6,9 %


Nicht näher definierte Delikte
4,2 %


Einbruch
3,1 %


Sachbeschädigung
2,9 %


Drogen
2,8 %


Sonstige Vorfälle
4,1 %

Tabelle 2: Traditionelle Aufgaben der Polizei und Vorfälle in der Schule

Der Hauptschwerpunkt der Vorfälle bei dem die Polizei in der Schule gesehen wurde liegt eindeutig bei dem Delikt „Diebstahl“ mit 12,6 %, gefolgt von gewalttätigen Vorfällen (6,9 %). 9,1 % der Lehrer machten nur allgemeine Angaben über die Ermittlungs-, Strafverfolgungs- und Aufklärungstätigkeit der Polizei (z.B. „Ermittlungen“, „Nachforschungen“). In diese Kategorie fallen u.a. auch Verhöre und Festnahmen von Schülern, Überprüfungen und Anzeigen.

In den 4,2 % der nicht näher definierten Delikten gaben Lehrer an, dass „kriminelle Handlungen“, „Vorfälle“ geschehen sind oder dass es „Schwierigkeiten“ und „Probleme mit Schülern“ gab. Nähere Angaben wurden jedoch nicht gemacht.

Einbruch, Sachbeschädigung und Drogenvorfälle wurden jeweils in rund 3 % der Fälle angegeben. Bei Einbrüchen entsteht in der Regel auch ein Schaden, so dass man sie auch als Unterkategorie der Sachbeschädigungen betrachten kann und diese somit 6 % der Fälle ausmacht.

In die Kategorie sonstige Vorfälle fallen neben Erpressungs- und Bedrohungsfällen auch die oben schon erwähnten Fälle von Hausfriedensbruch und Unfall.

1.11.2 Pädagogische Arbeit

In der pädagogischen Arbeit der Polizei liegen die Schwerpunkte bei der Prävention und Verkehrserziehung. Die Mitarbeit im Unterricht und bei Projekten sowie allgemeine Informationsveranstaltungen wurden ebenfalls angegeben (s. Tabelle 3)

Pädagogische Arbeit
39,8 %

Prävention
16,7 %


Gewalt
9,0 %


Drogen
3,7 %


allgemeine Vorsorge
4,0 %

Verkehrserziehung
16,5 %

Pädagogische Veranstaltungen
6,6 %

Tabelle 3: Pädagogische Arbeit

1.11.2.1 Prävention

Die Arbeit in der Prävention hat einen Anteil von 16,7 %. Sie gliedert sich auf in Gewalt- und Drogenprävention sowie allgemeine Vorsorge. Das Thema Gewalt wurde mit 
9,0 % mehr als doppelt so oft angegeben wie Drogenprävention (3,7 %) und allgemeine Prävention (4,0 %). Die Bandbreite der Gewaltprävention reicht von Informationsveran​staltungen zum Thema Gewalt über Unterrichtseinheiten gegen Gewalt von Rechts und Projekten bis zu Selbstverteidigungskursen für Mädchen.

1.11.2.2 Verkehrserziehung

Verkehrserziehung wurde in 16,5 % der Fragebögen angegeben. Sie teilt sich auf in einen kleinen Teil (1,7 %), in dem die Polizei in der Fahrradprüfung und –kontrolle pädagogisch-prüfend tätig wurde und in einen großen Teil (14,8 %) der auf die Verkehrserziehung, Lotsenausbildung und Veranstaltungen in Zusammenhang mit dem Führerschein entfiel. In diesem Bereich stehen die erzieherischen Aspekte im Vordergrund.

1.11.2.3 Pädagogische Veranstaltungen

In 6,6 % der Nennungen gaben die Lehrer die Mitarbeit der Polizei im Unterricht, bei Projekten, Informationsveranstaltungen an. Darüber hinaus führte die Polizei Vorführungen ihrer Hundestaffel durch, veranstaltete Streetballturniere und war bei der Berufsberatung behilflich.

1.11.3 Schutz- und Präsenzaufgaben

In diese Kategorie fallen Aufgaben, bei denen die Polizei eine beaufsichtigende Funktion darstellte. So gaben 46 Lehrer an, dass sie bei einem Schulfest oder einer ähnlichen Veranstaltung beaufsichtigend teilnahm. In 30 Fällen war sie in Verbindung mit dem Straßenverkehr tätig und in 28 Fällen führte sie Kontrollgänge durch oder zeigte Präsenz im Umfeld der Schule.

1.11.4 Kontakte

In 38 Fällen arbeitete die Polizei an einer Konferenz oder Fortbildung für Lehrer mit. 21 Lehrer sprachen von einer „Zusammenarbeit“ oder einem „runden Tisch“, sowie einer „Stadtteilrunde“. Darüber hinaus wurden Angaben wie z.B. „Gespräche mit der Schulleitung“ oder „Kontaktpflege“ gemacht.

1.11.5 Unterstützung bei Schulbesuchsproblemen

In 29 Fällen wurde die Mithilfe der Polizei bei schwänzenden schlupflichtigen Schülern angegeben. Hier suchte die Polizei z.B. den Schüler auf und brachte ihn zum Unterricht oder ins Rektorat.

1.11.6 Sonstige

Unter die Kategorie Sonstige fallen z.B. Kommentare der Lehrer wie „Hilfe durch Polizei wurde gewünscht“ o.ä. In sechs Fällen wurde von der Polizei eine Umfrage unter den Schülern durchgeführt. Vier mal gaben die Lehrer an, dass die Polizei an einem Probealarm bzw. Fehlalarm in der Schule beteiligt war.

1.11.7 Bewertung

Wie aus diesen Ergebnissen ersichtlich wurde, nimmt die Polizei eine große Vielzahl an Aufgaben in der Schule wahr. Sie reicht von den traditionellen Aufgaben der Strafverfolgung bis zu Schulungsprogrammen für Lehrer. Sie ist engagiert in der Prävention und in der Kontaktpflege mit der Schule.

Insgesamt lassen sich zwei Schwerpunkte feststellen: Zum einen der traditionelle Bereich der Strafverfolgung und des Schutzes, zum anderen der pädagogisch / erzieherische Sektor. Hier bildet vor allem die Verkehrserziehung einen deutlichen Schwerpunkt. Dieses Ergebnis war zu erwarten, da Verkehrserziehung als Querschnittsaufgabe fest in den Lehrplan verankert ist und für die Grundschule eine verpflichtende Veranstaltung darstellt. Überraschend ist sicherlich, dass Gewaltpräventionsveranstaltungen mehr als doppelt so oft durchgeführt wurden als Veranstaltungen in der Drogenprävention, da Drogenprävention eine wesentlich längere Tradition in der Schule hat als dies für den Gewaltbereich der Fall ist. Dies macht deutlich, dass Gewalt momentan einen der Hauptproblembereiche in der Schule darstellt, in dem sich auch Lehrer z.T. Unterstützung wünschen. Deutlich wird dies auch durch die große Zahl von Forschungen in diesem Bereich. Das Ziel der Polizei, sich als Ratgeber den Lehrkräften zur Verfügung zu stellen, versucht sie offensichtlich durch die verstärkte Mitarbeit in der Lehrerfortbildung und durch die Kontaktpflege zu realisieren.

Die Polizei scheint insgesamt auch verstärkter den Kontakt zu den Jugendlichen ohne konkreten Anlass zu suchen. Ob dies mit den Grundsätzen der polizeilichen Tätigkeit im Bereich des Jugendschutzes vereinbar ist, ist fraglich, da, wie schon in 2.5.2 beschrieben, anlassunabhängige Kontaktaufnahmen nur im Einvernehmen mit allen Beteiligten erfolgen soll. 

1.12 Ergebnisse zu Frage 2

Frage: 

Gibt es an Ihrer Schule eingespielte Kontakte zur Polizei?
Wenn ja, in welcher Form bestehen diese Kontakte?

44,6 % der Lehrer gaben an, dass eingespielte Kontakte zwischen Polizei und Schule bestehen, davon präzisierten 76,9 % diese Kontakte im zweiten Teil der Frage. Auch bei dieser Frage waren Mehrfachangaben möglich.

Das Ergebnis stellt sich wie folgt dar (Tabelle 4):

Eingespielte Kontakte zur Polizei


Pädagogischer Bereich
55,9 %

Kontakte
17,3 %

Kooperation
10,0 %

Sonstige
16,8 %

Tabelle 4: Eingespielte Kontakte zur Polizei

1.12.1 Pädagogischer Bereich

Zu 55,9 % lassen sich die Angaben der Lehrer dem pädagogischen Bereich zuordnen. In diese Kategorie fallen neben der Verkehrserziehung die Prävention sowie pädagogische Veranstaltungen (s. Tabelle 5).

Pädagogische Tätigkeiten der Polizei
55,9 %

Verkehrserziehung
29,0 %

Prävention
15,1 %

Pädagogische Veranstaltungen
11,8 %

Tabelle 5: Pädagogische Tätigkeiten der Polizei

1.12.1.1 Verkehrserziehung

Im Gegensatz zu Frage 1 nimmt die Verkehrserziehung mit 29,0 % eindeutig den Spitzenplatz ein. Ähnlich wie in Frage 1 entfallen mit  2,7 % ein kleiner Anteil auf prüfende Aufgaben (Stichwort: Fahrradprüfung). 24,0 % sind der Verkehrserziehung an sich zuzuordnen.

Zu kleineren Anteilen wurde die Begleitung von Schulanfängern (16 Nennungen) und die Lotsenausbildung (11 Nennungen) angegeben.

1.12.1.2 Prävention

Prävention
15,1 %

Gewaltprävention
5,6 %

Drogenprävention
5,5 %

Allgemeine Prävention
4,1 %

Tabelle 6: Präventionsarbeit

Mit 15,1 % unterstützt die Präventionsarbeit der Polizei die pädagogische Arbeit an der Schule (s. Tabelle 6). Gewalt- (5,6 %), Drogen- (5,5 %) und allgemeine Prävention (4,1 %) finden in etwa gleichem Umfang an den Schulen in Form von Aufklärungs- und Beratungsveranstaltungen sowie in der Projektarbeit statt. Bestandteil der allgemeinen Prävention ist darüber hinaus die Elternarbeit.

1.12.1.3 Pädagogische Veranstaltungen

Eingespielte Kontakte gibt es bei pädagogischen Veranstaltungen  in Zusammenarbeit mit der Polizei und Schule in 11,8 % der Fälle (s. Tabelle 7).

Pädagogische Veranstaltungen
11,8 %

Informationsveranstaltungen / Vorträge
5,2 %

Unterricht / Projekte
4,7 %

Besuche / Besichtigungen bei der Polizei
1,9 %

Tabelle 7: Pädagogische Veranstaltungen

Die Polizei führt an den Schulen Informationsveranstaltungen und Vorträge durch, macht Unterrichtsbesuche zu verschiedenen Themen, die von dem Projekt „Einrichtung einer Fahrradwerkstatt“ bis hin zum Unterrichtsbesuch zum Thema „Sexueller Missbrauch“ reichen. In mehreren Fällen (12 Nennungen) wurden Lehrgänge zu Einheiten der Polizei (Wasserschutzpolizei, Hundestaffel, etc.) sowie zum Haus des Jugendrechts in Bad Cannstatt durchgeführt (11 Nennungen).

1.12.2 Kontakte

17,3 % der Lehrer gaben an, dass zwischen der Polizei und Schule Kontakte bestehen (s. Tabelle 8). 

Kontakte
17,3 %

Kontakte über spezielle Polizeibeamte
6,7 %

Kontakte über die Schulleitung
2,5 %

Telefonische Kontakte
2,5 %

Kontakte zu Polizeirevier / -wache
2,0 %

Persönliche Kontakte
1,6 %

Personengebundene Kontakte
1,4 %

Sonstige Kontakte
0,6 %

Tabelle 8: Kontakte zwischen Polizei und Schule

Den größten Anteil machen dabei mit 6,7 % Kontakte zu Jugendsachbearbeitern und speziellen Polizisten für den Bereich der Jugendarbeit aus. In sieben Fällen gaben die Lehrer an, dass ein regelmäßiger Kontakt besteht. Zum Teil bestehen die Kontakte nur über die Schulleitung (2,5 %) oder über Kontaktlehrer, d.h. personengebundenen Kontakten (1,4 %). 

In 1,6 % der Angaben (persönliche Kontakte) sucht die Polizei den Kontakt zu Schülern und Lehrern über persönliche Gespräche.

Sonstige Kontakte beinhalten neben allgemeinen Angaben „Kontakte“ auch Kontakte im Stadtteil, mit der Schülerzeitung und allgemeine „Lehrer-Klassen-Kontakte“.

1.12.3 Kooperation

In 10,1 % der Angaben sprechen die Lehrer von regelmäßigen Treffen und Gesprächen und von Zusammenarbeit (s. Tabelle 9).

Zusammenarbeit, Fortbildung
10,1 %

engere Formen der Zusammenarbeit
7,6 %

Beratung, Lehrerfortbildung
2,5 %

Tabelle 9: Zusammenarbeit und Fortbildung

Die unter „engere Formen der Zusammenarbeit“ gezählten Kooperationsformen (7,6 %) sind oft in Gesprächsrunden bzw. „Runden Tischen“ und Arbeitskreisen organisiert. Der Informationsaustausch spielt mit rund 1 % eine kleinere Rolle. In 25 Fällen wird die regelmäßige Zusammenarbeit zwischen Lehrern bzw. Schule und der Polizei betont. 

Zu 2,5 % unterstützt die Polizei die Lehrkräfte in beratender Form und bei Lehrerfortbildungen wie Pädagogischen Tagen oder Konferenzen.

1.12.4 Sonstige

Sonstige
16,8 %

traditionelle Aufgabengebiete
6,5 %

Mithilfe bei Veranstaltungen
4,8 %

Präsenz
2,1 %

Sonstiges
3,4 %

Tabelle 10: Sonstige Angaben zu Kontakten 

Die traditionellen Aufgabengebiete der Polizei nehmen mit 6,5 % einen eher untergeordneten Anteil bei der Frage zu eingespielten Kontakten ein. Sie teilt sich zu gleichen Teilen auf in Aufklärungsarbeit (3,2 %) und in die Unterstützung der Schule bei Problemen mit Schülern (3,3 %).

4,8 % der Lehrer gaben an, dass die Polizei an einer Veranstaltung wie Schulfesten oder Schuldiscos eine beaufsichtigende Aufgabe übernommen hat. Präsenzaufgaben und Kontrollen führt die Polizei in 2,1 % an den Schulen durch.

Zu den sonstigen Angaben zählen u.a. gemeinsame (Sport-)Veranstaltungen (4 Nennungen), Fragebogenaktionen (3 Nennungen), Schulpatenschaften, Fahrradcodierungen (jeweils 2 Nennungen) etc. In 5 Fällen gaben die Lehrer an, dass die Polizei sporadisch, ab und zu bzw. unregelmäßig an die Schulen kommen und dass die Kontakte noch nicht eingespielt seien (2 Nennungen) (s. Tabelle 10).

1.12.5 Bewertung

Im Vergleich zu Frage 1 wird vor allem deutlich, dass im traditionellen Aufgabenbereich der Polizei eingespielte Kontakte nur eine geringe Rolle spielen. Wird eine Anzeige erstattet, so muss die Polizei gemäß dem Legalitätsprinzip tätig werden. Eine Abstimmung mit der Schule über das weitere Vorgehen findet fast nicht statt. Eingespielte Kontakte in diesem Bereich bestehen hauptsächlich darin, dass Vorfällen stets die Möglichkeit besteht, die Polizei zu rufen. Von einer tatsächlichen Zusammenarbeit bei Problemen sprechen jedoch nur neun Lehrer.

Anders sieht die Situation in der Verkehrserziehung aus. Hier ist eine Zusammenarbeit gemäß der Verwaltungsvorschrift zur Verkehrserziehung und Radfahrausbildung ausdrücklich erwünscht und festgelegt. Dadurch ist die hohe Zahl von fast 30 % bei der Verkehrserziehung ebenfalls zu erwarten gewesen. Da Verkehrserziehung in der Grundschule stattfindet, in der Befragung jedoch alle Schularten teilgenommen haben erklärt sich auch der Wert von „nur“ 30 %.

In den beiden anderen Bereichen der Prävention (Drogen, Gewalt) bestehen zu etwa gleichen Teilen eingespielte Kontakte. Dies macht bei der Betrachtung von Frage 1 deutlich, dass Aktivitäten zur Gewaltprävention hauptsächlich von der Polizei ausgehen, während die Drogenarbeit in einer viel engeren Zusammenarbeit durchgeführt wird, was sicherlich auch mit der wesentlich längeren Tradition der Drogenprävention an Schulen zusammen hängt.

Pädagogische Veranstaltungen scheinen in sehr enger Zusammenarbeit mit der Polizei durchgeführt zu werden, da in etwa gleich viele Lehrer angaben, die Polizei an der Schule gesehen zu haben (118) und dass eingespielte Kontakte in diesem Bereich bestehen (145).

Kontakte scheinen eher telefonisch oder außerhalb der Schule gepflegt zu werden, da nur 4,3 % der Angaben in Frage 1 die Polizei an der Schule gesehen zu haben in diese Kategorie fallen. Andererseits ist der Anteil in Frage 2 gut viermal so hoch. Dazu kommen noch engere Formen der Zusammenarbeit in institutionalisierter Form (runde Tische, etc.).

1.13 Ergebnisse zu Frage 3

Frage: 

Hat die Polizei in Ihrer Schule die pädagogische Arbeit schon unterstützt?
Wenn ja, in welcher Form?

Die Frage wird von 56,6 % der Lehrkräfte positiv beantwortet. 86,5 % dieser Lehrer machen Angaben bei der zweiten Teilfrage.

Polizeiliche Unterstützung der pädagogischen Arbeit


Prävention
29,7 %

Verkehrserziehung
26,8 %

Pädagogische Veranstaltungen
23,2 %

Lehrerfortbildung
4,9 %

Traditionelle Aufgaben
3,5 %

Schutz- und Präsenzaufgaben
3,2 %

Unterstützung bei Problemen
2,2 %

Beratung
2,1 %

Kontakte / Gespräche
1,4 %

engere Formen der Zusammenarbeit
1,3 %

Sonstiges
1,7 %

Tabelle 11: Polizeiliche Unterstützung der pädagogischen Arbeit

Bei den Antworten der Lehrer kristallisieren sich drei Schwerpunkte heraus, in denen die Polizei die Schule pädagogisch unterstützt. Den größten Anteil hat dabei mit 29,7 % die Prävention, gefolgt von der Verkehrserziehung mit 26,8 % und pädagogischen Veranstaltungen mit 23,2 %. Die übrigen 20,3 % verteilen sich auf Angaben die von Beratung und Lehrerfortbildung über Formen der Zusammenarbeit und Kontakte bis zur Strafverfolgung reichen (s. Tabelle 11).

1.13.1 Prävention

Prävention
29,7 %

Drogenprävention
13,5 %

Gewaltprävention
11,8 %

Allgemeine Prävention
4,3 %

Tabelle 12: pädagogische Unterstützung der Polizei in der Präventionsarbeit

In der Drogenprävention hat die Polizei in 13,5 % der Angaben die pädagogische Arbeit der Schule unterstützt. Gewaltprävention wurde zu 11,8 % angegeben, gefolgt von der allgemeinen Präventionsarbeit mit 4,3 %, die wie in Frage 2 die Elternarbeit beinhaltet (s. Tabelle 12).

1.13.2 Verkehrserziehung

Neben der traditionellen Fahrradausbildung, dem sog. Fahrradführerschein, führte der Bundesgrenzschutz Trainings zum richtigen Verhalten an Gleisanlagen durch. Auch der Einfluss von Drogen und Alkohol im Straßenverkehr wurde mehrmals angesprochen.

1.13.3 Pädagogische Veranstaltungen

Pädagogische Veranstaltungen
23,2 %

Informationsveranstaltungen / Vorträge
11,3 %

Unterricht / Projekte
9,4 %

Besuch bei der Polizei / gemeinsame Veranstaltungen
2,5 %

Tabelle 13: Pädagogische Veranstaltungen

Informationsveranstaltungen und Vorträge machen bei den pädagogischen Veranstaltungen den größten Anteil aus (11,3 %). Diese reichen von den allgemeinen Angaben "Vortrag" und "Informationsveranstaltung" über Aufklärungsveranstaltungen bis hin zur Berufsberatung der Polizei an der Schule oder im Rahmen von BORS.

Zu 9,4 % gaben die Lehrer an, dass die Polizei die pädagogische Arbeit im Unterricht und im Rahmen von Projekten unterstützt hatte. Im Unterschied zu den o.g. Informations​veranstaltungen fand die Mitarbeit der Polizei hier innerhalb einer Klasse in einem engeren Rahmen statt. Auch in der Projektarbeit dürfte ein kleinerer Schülerkreis angesprochen worden sein und die Arbeit deshalb im Vergleich zu den Informationsveranstaltungen und Vorträgen als intensiver eingestuft werden.

Der Rest der Angaben entfällt auf Besuche der Schüler bei unterschiedlichen Einrichtungen der Polizei sowie auf gemeinsame Veranstaltungen, v.a. im sportlichen Bereich (s. Tabelle 13).

1.13.4 Lehrerfortbildung

Im Bereich der Lehrerfortbildung war die Polizei hauptsächlich bei Pädagogischen Tagen und Konferenzen anwesend. Dabei entfiel ein wesentlicher Anteil auf das Thema Gewalt. In Einzelfällen gaben die Lehrer an, dass „Schulungen“ und „Seminare“ statt gefunden haben, die Polizei „Vorträge“ im Kollegium hielt und eine „Fortbildung“ durch die Polizei stattgefunden hat.

1.13.5 Traditionelle Aufgaben

In diesen Bereich, der in Frage 3 einen Anteil von 3,5 % hat fallen wie schon in den vorhergehenden Fragen Angaben wie „Aufklärungsarbeit“, „Ermittlungen“ oder „Straftaten“. Ebenso zählen Angaben wie „Verhaftung“ oder Anzeigenaufnahmen dazu.

1.13.6 Schutz- und Präsenzaufgaben

Vorwiegend gaben die Lehrer in dieser Kategorie an, dass die Polizei Schulfeste oder Schuldiscos beaufsichtigt hatte. Außerdem führte sie z.T. abgesprochene Streifen bei diesen Veranstaltungen durch. Außerdem zählen Besuche der Polizei auf dem Schulhof oder Kontrollgänge zu dieser Kategorie.

1.13.7 Unterstützung bei Problemen

Schwerpunkte bei der Unterstützung in Problemfällen bilden Nachforschungsarbeiten bei Schulschwänzern und säumigen Schülern, sowie die Zusammenarbeit und Gespräche mit auffälligen Schülern. Es wurde mehrmals angegeben, dass Beamte nach einem Vorfall mit der Klasse gesprochen hatten

1.13.8 Sonstige

In 28 Fällen gaben Lehrer „Beratung“ bzw. „beratend“ an. Dazu kommen noch Angaben wie „persönliche Gespräche“, „Einzelgespräche“ oder Gespräche mit der Schulleitung aber auch u.a. das Angebot der Polizei, sich Schülern als Ansprechpartner zur Verfügung zu stellen. Alle diese Angaben wurden unter dem Begriff „Beratung“ zusammen gefasst.

Gaben Lehrer an, dass Kontakte zu den Jugendsachbearbeitern bestehen oder dass „Gespräche“ geführt wurden, so wurde dies der Kategorie „Kontakte“ zugeordnet.

Im Gegensatz zu den „Kontakten“ unterscheiden sich „engere Formen der Zusammenarbeit“ insofern, dass hier Lehrer tatsächlich von „Zusammenarbeit“ oder einem runden Tisch, also einem gemeinsamen Arbeitskreis, sprachen. Diese Form der Zusammenarbeit ist wesentlich verbindlicher als nur ein kurzes (telefonisches) Gespräch.

In der Kategorie Sonstiges sind besonders die Angaben „Ausstellungen“ (z.T. über sex. Missbrauch) mit 8 Nennungen und Fragebogenaktionen mit 3 Nennungen hervorzuheben. Außerdem sind hier Meinungsäußerungen einzelner Lehrer aufgenommen wie z.B. "Ich bin für die Trennung von pädagogischen und polizeilichen Maßnahmen" oder "weniger Fahrzeugkontrollen und stärkere Präsenz in Mittagspause und nach Unterrichtsende wäre wünschenswert".

1.13.9 Bewertung

Wie schon in Frage 2 bildet die Prävention und die Verkehrserziehung einen deutlichen Schwerpunkt in der pädagogischen Mithilfe der Polizei. Auch die Vortragsarbeit der Polizei sowie Informationsveranstaltungen und die Mitarbeit im Unterricht macht über 20 % der Angaben aus. Insgesamt fallen die Ergebnisse recht ähnlich zu Frage 2 aus, was eventuell mit der ähnlichen Fragestellung zusammen hängt. Wenn eingespielte Kontakte mit der Polizei bestehen, so unterstützt die Polizei natürlich auch die Arbeit im pädagogischen Bereich. 

1.14 Ergebnisse zu Frage 4

Frage: 

Wie stehen Sie zur Präventionsarbeit in der Schule?

88,9% der Lehrer stehen positiv und zustimmend der Präventionsarbeit der Polizei gegenüber. 42 Lehrer gaben einen zusätzlichen Kommentar (s. Tabelle 14). Dabei bildeten sich folgende Ergebnisse heraus:

Wie stehen Sie zur Präventionsarbeit in der Schule


Zustimmung
45,2 %


allgemeine Zustimmung
23,8 %


Wunsch nach mehr Präventionsarbeit
11,9 %


Positive Reaktionen der Schüler
9,5 %

Vorbehalte
28,6 %


Abhängig von der Qualität
11,9 %


allgemeine Vorbehalte
16,7 %

Unklarheit über Präventionsarbeit
14,3 %

Sonstiges
11,9 %

Tabelle 14: Einstellung zur Präventionsarbeit in der Schule

Von den Lehrern brachten 45,2 % nochmals ihre Zustimmung für die Arbeit zum Ausdruck. Davon wünschten sich 11,9 % eine noch ausgedehntere Arbeit der Polizei. 9,5 % beschrieben die positiven Auswirkungen auf die Schüler und den Abschreckungseffekt.

28,6 % hatten Vorbehalte, die sich v.a. auf die Qualität der Präventionsarbeit und das Verhalten der Polizisten gründete. So wurde beispielsweise die Ablehnung des "erhobenen Zeigefingers" zweimal zum Ausdruck gebracht. Zustimmung ist bei den Lehrern mit Vorbehalten nur dann vorhanden, wenn die Veranstaltung gut vorbereitet und kompetent durchgeführt wird sowie Ablauf und die Konzeption im Vorfeld abgesprochen werden.

14,3 % waren sich nicht klar, was die Präventionsarbeit der Polizei eigentlich beinhaltet. Die Lehrer stellten Fragen wie "Was verstehen Sie darunter?" oder "Dann müsste ich erst einmal informiert werden, wie diese aussehen soll.". Auch der Informationsbedarf auf Seiten der Lehrer wurde angesprochen: "Informationsbedarf notwendig" oder "unentschieden, da ich keinen Einblick in Präventionsarbeit der Polizei zum Thema Gewalt habe".

In den sonstigen Antworten gaben Lehrer an, dass sie das Präventionsprogramm "Lions Quest" verwenden, die Polizisten in Zivil in die Schule kommen oder die Schulleitung die Präventionsarbeit ablehnt. Im Bereich der Drogenprävention wurde von zwei Lehrern Kritik geäußert: "Info war früher reduziert auf reine Drogenpräsentation 'im Bauchladen' ohne Darlegung gesellschaftlicher Zusammenhänge" und "bla, bla".
1.14.1 Bewertung

Immerhin machten knapp ein Drittel der Lehrer ihre Vorbehalte bezüglich der Präventionsarbeit der Polizei in ihren Kommentaren deutlich. Dazu kommen noch etwa ein Sechstel, die sich über diese Arbeit nicht im Klaren waren. Dieses Ergebnis belegt, dass es vor allem die eher kritisch eingestellten Lehrer waren, die Kommentare machten, um ihre Bedenken zum Ausdruck zu bringen. Nur 10 Lehrer brachten ihre Zustimmung durch einen weiteren Kommentar zum Ausdruck oder wünschten sich mehr von der Präventionsarbeit der Polizei (5 Lehrer). 

1.15 Ergebnisse zu Frage 5

Frage: 

Sehen Sie Probleme, wenn Polizeibeamte in Uniform Unterricht halten?

14,7 % der Lehrkräfte bejahten diese Frage. 196 Lehrer gaben einen zusätzlichen Kommentar zu ihrer Meinung:

10,2 % dieser Lehrkräfte verneinten in ihrem Kommentar nochmals die Frage und betonten ihre Zustimmung zur Arbeit der Polizei. 

10,7 % sind eher unentschlossen. Sie sehen Vor- und Nachteile der Uniform. Zu bestimmten Anlässen wie Verkehrserziehung, der Aufnahme von Delikten oder z.T. auch im Unterricht wird das Tragen der Uniform von einigen Lehrern befürwortet. Im präventiven Bereich dagegen bevorzugen diese Lehrer eher Zivilkleidung, weil die Uniform u.a. eine zu große Distanz schafft. Des weiteren kommt es nach Meinung der Lehrer auf die Alterstufe der Schüler an, die von der Polizei besucht wird. Junge Schüler in der Unterstufe haben mit der Uniform keine Probleme. Ab der Mittelstufe hingegen treten bei den Schülern Probleme auf. Aus diesem Grund bevorzugen die Lehrer hier Zivilkleidung. 9,7 % der Lehrkräfte bevorzugen generell die Zivilkleidung. 

Probleme, wenn Polizeibeamte in Uniform Unterricht halten


Ablehnung der Uniform
26,0 %

Distanz zwischen Schülern und Polizei
10,7 %

Barriere zwischen Schülern und Polizei
5,6 %

Ängste
5,6 %

Ausbildung der Beamten
5,6 %

Sonstiges
9,7 %

Tabelle 15: Probleme im Unterricht

Während 9,2 % der Lehrkräfte die Zivilkleidung nur "bevorzugen", machen 26,0 % klar ihre Ablehnung gegenüber Uniformen im Unterricht deutlich: "Jegliche Art von Uniform hat in der Schule nichts zu suchen", Uniform "weckt Aggressionen" und fördere die "Voreingenommenheit" der Schüler, "Uniform schockt und führt zu Ablehnung und Reserve".

Die Lehrer sind zu 10,7 % der Meinung, dass die Uniform die Distanz zwischen der Polizei und den Schülern vergrößert. 5,6 % sehen in der Uniform eine Barriere zwischen Polizei und Schülern, 5,6 % sind der Meinung, dass das Tragen einer Uniform bei den Schülern Ängste auslöst und sie einschüchtert.

5,6 % der Lehrer sind der Meinung, dass eine pädagogische Ausbildung und Befähigung wichtiger zu bewerten ist als die Frage, ob Uniform im Unterricht getragen werden sollte oder nicht.

In der Kategorie Sonstiges machen sich einige Lehrer Gedanken, in wie weit die Polizei überhaupt Prävantionsarbeit machen kann: Dabei reichen die Meinungen von "'Unterricht halten' können Polizeibeamte wohl nicht, sie können als Experten befragt und von den Lehrkräften in den Unterricht mit einbezogen werden." bis hin zu "Prävention im polizeilichen und im pädagogischen Sinne schließen sich aus". Ein Lehrer stellte fest: „Unterricht ist nur begrenzt ‚Polizeidienst‘“. „Es gibt zu viele Beamte in Grün, die denken, sie wären die Herrgötter“, stellte ein weiterer Lehrer fest (s. Tabelle 15).

1.15.1 Bewertung

Tendenziell lässt sich auch hier klar sagen, dass Lehrer eher einen Kommentar machten, wenn sie skeptisch oder negativ gegenüber dem Tragen einer Uniform eingestellt waren. Ein Großteil der 85,3 % der Lehrer, die hier kein Problem sehen, machten auch keine zusätzlichen Bemerkungen.

Ein nicht zu vernachlässigenden Teil der Lehrerschaft hat Bedenken, bei der Frage, ob die Polizei in Uniform in die Schule kommen soll. Nur ein Zehntel spricht sich in ihren Kommentaren klar dafür aus. Vor allem wird immer wieder die Distanz oder sogar Barriere betont, die die Uniform schafft.

1.16 Ergebnisse zu Frage 6

Frage: 

Was erwarten Sie, wenn Polizeibeamte zu präventiver Arbeit in die Schule kommen?

Zu dieser Frage, bei der wieder Mehrfachantworten möglich waren, waren die Antworten bzw. Erwartungen der Lehrer sehr breit gefächert. Sie reichen von dem Wunsch nach Aufklärung, Information und Prävention über das Verhalten der Polizei im Unterricht, dem Verhältnis zwischen Schülern und den Beamten bis zu dem Wunsch nach besserer Zusammenarbeit und Unterstützung.  Auch haben einige Lehrer die Erwartung, dass bei den Schülern durch die Durchführung von Präventionsveranstaltungen eine Veränderung eintritt (s. Tabelle 16). Insgesamt war die Reaktion auf diese Frage am Größten. 83,2 % der Lehrer machten hier eine oder mehrere Angaben.

Lehrererwartungen bezüglich der polizeilichen Präventionsarbeit


Aufklärung / Information / Prävention
35,5 %

Verhalten der Polizei im Unterricht
16,3 %

Verbesserung des Verhältnisses zwischen Polizei und Schülern
12,5 %

Kooperation und Hilfe
10,8 %

Erfolge bei den Schülern
8,6 %

Sonstiges
5,9 %




Polizei hat Vorteile in der Präventionsarbeit
10,4 %

Tabelle 16: Erwartungen der Lehrer

Die Ergebnisse werden im Folgenden detailliert nach prozentualer Gewichtung dargestellt.

1.16.1 Aufklärung, Information und Prävention

Erwartungen im Bereich Aufklärung, Information, Prävention
35,5 %

Aufklärung
13,1 %


Aufklärung allgemein
10,3 %


Aufklärung über Konsequenzen
2,8 %

Information
9,3 %

Prävention
13,1 %


Gewaltprävention
2,9 %


Prävention allgemein
2,7 %


Gespräche / Diskussionen führen
1,7 %


Probleme ansprechen / erörtern
1,7 %


abschreckende Wirkung erzielen
1,3 %


Erziehung / Ratschläge zu richtigem Verhalten
1,1 %


Verkehrserziehung
0,9 %


Drogenprävention
0,8 %

Tabelle 17: Aufklärung, Information, Prävention

Mit knapp einem Viertel der Antworten (22,4 %) erwarten die Lehrer vor allem anderen von der Polizei Aufklärung (10,3 %) und Information (9,3 %). Auch über die Konsequenzen von Straftaten soll die Polizei aufklären (2,8 %). Hier liegt eindeutig der Schwerpunkt der Antworten von Frage 6.

Desweiteren ist der präventive Bereich vielen Lehrern sehr wichtig. 13,1 % der Nennungen entfallen auf diesen Bereich. Dabei spielt die Gewaltprävention (2,9 %) und die allgemeine Prävention (2,8 %) eine größere Rolle. Bedeutend erscheint einigen Lehrern auch, dass innerhalb der Klasse Probleme diesbezüglich erörtert (1,7 %) und Gespräche sowie Diskussionen geführt werden (1,7 %). In 1,3 % der Angaben wünschen sich die Lehrer, dass durch die Darstellungen der Polizei eine abschreckende Wirkung erzielt wird. 1,1 % wünschen eine Erziehung sowie Ratschläge zu richtigem Verhalten. Die restlichen Angaben entfallen auf die Verkehrserziehung und Drogenprävention (s. Tabelle 17).

Fasst man die beiden ersten Blöcke Aufklärung, Information und Prävention zusammen, ergibt sich mit 35,6 % ein noch deutlicherer Schwerpunkt für den Bereich der Aufklärung, Information und Prävention. Dieser Block bildet den Schwerpunkt der Lehrererwartungen.

1.16.2 Verhalten der Polizei im Unterricht

Erwartungen an die Polizei im Unterricht
16,3 %

Angemessene pädagogische Ausbildung, Kompetenz
5,1 %

guter Umgang mit den Schülern
4,3 %

guter, schülergerechter Unterricht
3,7 %

anschauliche, klare und sachliche Darstellung
3,2 %

Tabelle 18: Erwartungen an die Polizei im Unterricht

Das Verhalten der Polizisten im Unterricht wird von den Lehrern häufig angesprochen. So entfallen 16,3 % der Nennungen auf diesen Bereich. In 5,1 % der Nennungen erwarten die Lehrer eine angemessene pädagogische Ausbildung, Sach- und Fachkompetenz von den Polizeibeamten sowie pädagogische Fähigkeiten wie sicheres Auftreten, Autorität und Überzeugungskraft. 4,3 % möchten, dass sich die Polizei im Umgang mit den Kindern einfühlsam und aufgeschlossen verhält und gute Umgangsformen zeigt. 3,7 % wünschen sich einen guten, den Schülern angepassten Unterrichtsstil mit ansprechenden Unterrichtsformen. Zu 3,2 % ist den Lehrern die gute Darstellung der Inhalte wichtig, die einerseits alltagsnah und praxisbezogen sein soll andererseits sachlich geführt werden sollte. Auch die Aktualität der Inhalte ist 13 Lehrern wichtig.

1.16.3 Verhältnis Polizei – Schüler

12,5 % der Lehrkräfte äußern sich zum Verhältnis zwischen Polizei und Schülern (s. Tabelle 19). 

Verhältnis Polizei Schüler
12,5 %

Verbesserung der Beziehung zwischen Polizei und Schüler
8,5 %

Veränderung der Rolle / des Bildes der Polizei
2,0 %

Kontakte verbessern / vertiefen
2,0 %

Tabelle 19: Erwartungen an die Polizei im Unterricht

8,5 % wünschen sich eine Verbesserung des Verhältnisses der Schüler zur Polizei. Die Beamten sollen auf der einen Seite Vertrauen aufbauen und auf der anderen Vorurteile, Hemmschwellen und Ängste bei den Schülern abbauen.

Bei den Schülern soll das Bild von der Polizei verändert werden. Sie soll mehr als Helfer und der einzelne Beamte als Mensch gesehen werden (2,0 %). Mit dem gleichen Anteil von 2,0 % wünschen sich die Lehrer eine Verbesserung und Vertiefung der Kontakte zwischen Schülern und Polizei aber auch zwischen Schule und Polizei im Allgemeinen.

1.16.4 Kooperation und Hilfe

Mit 10,8 % entfällt mehr als jede zehnte Nennung auf den Bereich „Kooperation und Hilfe“. Die Lehrer erwarten Unterstützung in ihrer pädagogischen Arbeit (3,7 %) und mehr Bereitschaft der Polizei zur Zusammenarbeit mit der Schule und den einzelnen Lehrern auch in der Vorbereitungsphase des Unterrichts (3,1 %). Sie erwarten darüber hinaus konkrete Hilfe für ihre Anliegen und für die der Schüler sowie die Beratung durch die Polizei.

1.16.5 Auswirkungen der Präventionsarbeit bei Schülern

8,6 % der Nennungen erwarten in der Folge von Präventionsveranstaltungen positive Auswirkungen bei den Schülern. Sie sollen zum einen eine bewusstmachende Funktion haben, dem Abbau von Gewalt- und Problemsituationen in der Schule dienen, das Verhalten der Schüler modifizieren und ganz allgemein Erfolg haben.

1.16.6 Sonstige

Etwa 2,1 % entfallen auf sonstige Antworten. Teilweise wird hier Kritik geübt, zum Teil den Polizisten auch ein Lob ausgesprochen. Dabei überwiegt das Lob die Kritik. Lehrer wünschen sich von der Polizei, dass sie die politischen Grundwerte der Demokratie vermitteln und den Schülern den Anspruch des Rechtsstaates und seinen Aufgaben näher bringen. Andere erwarten von der Zusammenarbeit mit der Polizei eine Öffnung der Schule nach außen und eine Erweiterung des Erfahrungsschatzes bzw. einen Erfahrungsaustausch.

Des weiteren erwarten einige Lehrer, dass die Polizei ihre Schutzaufgaben an der Schule wahrnimmt und dort präsent ist. Dadurch soll das Sicherheitsgefühl der Schüler gestärkt werden. 

Glaubwürdigkeit der Polizisten spielt im Rahmen des Unterrichts eine Rolle, genauso wie natürlich der Spaß, der an der Arbeit mit Jugendlichen wichtig ist.

1.16.7 Vorteile der Polizei

Bemerkenswert ist noch, dass die restlichen 10,4 % der Lehrer Vorteile sieht, wenn die Polizei Präventionsarbeit macht. 

Durch ihre Berufserfahrung ist sie eine kompetentere Instanz als der Lehrer. Sie können mit Erfahrungsberichten bestimmte Situationen besser vermitteln als der Lehrer und haben auf die Schüler einen größeren Einfluss.

1.16.8 Bewertung

Offenbar besteht in der Prävention aus Sicht der Lehrer vor allem hinsichtlich der Gewalt Handlungsbedarf. Der Bereich Gewaltprävention wurde rund dreimal öfter angegeben als Drogenprävention oder Verkehrserziehung. Allerdings kann dies auch mit der Fragestellung der Umfrage zusammen hängen, da in den folgenden beiden Fragen speziell auf Gewaltprävention eingegangen wird.

Die Umgangsformen der Polizei mit den Schülern spielen für Lehrer eine wichtige Rolle und es wurde deutlich, dass in diesem Bereich noch reichlich Möglichkeiten für eine Optimierung bestehen. Auf der einen Seite sprechen Lehrer davon, dass die Polizei keine „Holzhammermethode“ oder „Polizeistil“ anwenden und kein „Law-and-Order-Gehabe“ an den Tag legen soll. Auf der anderen Seite spricht selbst die Polizei davon, dass eine pädagogisch / methodische Fortbildung und die Teilnahme an Pädagogikseminaren hilfreich und notwendig für die Arbeit der Jugendsachbearbeiter sei (vgl. LKA 1999, 13). Jedoch soll die Polizei nicht als Erzieher tätig werden; dies ist Aufgabe der Lehrer. Die Polizei sollte, wie auch viele Lehrer schreiben, vor allem über Gefahren aufklären, die Konsequenzen darlegen und die Schüler und Lehrer informieren.

Erstaunlich ist bei den Ergebnissen, wie viele Lehrer angeben, dass die Präventionsarbeit der Polizei fruchtbarer ist, als die eigene. Sicherlich kann die Polizei Beispiele aus ihrem Berufsalltag darstellen und aus ihrem reichen Erfahrungsschatz berichten, dennoch ist die langfristige Präventionsarbeit des Lehrers unentbehrlich und kann und soll durch die Arbeit der Polizei nicht ersetzt werden. Der Lehrer hat viele Möglichkeiten, im primären Bereich der Prävention der Klasse und den einzelnen Schülern u.a. ein gesundes Selbstwertgefühl zu vermitteln und angemessene Sozialformen zu trainieren, im sekundären Bereich z.B. eine gute Streitkultur zu schaffen und damit Konfliktpotenzial zu entschärfen. Konkrete Beispiele hierzu wurden in 2.4 gegeben und auch zahlreiche Streitschlichterprojekte bieten den Lehern hier Unterstützung. 

Ein Problem das deutlich wurde ist die große allgemeine Belastung, unter der Lehrer stehen. Deshalb sind sie offensichtlich auch dankbar für Hilfestellungen, Entlastungen und für die Unterstützung bei der eigenen Arbeit.

1.17 Ergebnisse zu Frage 7

Frage: 

Falls die spezielle Gewaltprävention der Polizei an Ihrer Schule schon stattgefunden hat, was war hierzu der Anlass?

20,7 % der Lehrer machten Angaben zu einem Anlass der Gewaltprävention. Daraus kann man schließen, dass in 20,7 % eine Gewaltpräventionsarbeit in den Schulen schon stattgefunden hat. Auch bei dieser Frage waren Mehrfachantworten möglich (vgl. Tabelle 20).

Was war Anlass der Gewaltprävention der Polizei?


Gewalt
37,6 %

Vorfälle / Probleme mit Schülern
24,6 %


Vorfälle allgemein
5,8 %


Probleme mit Schülern
5,1 %


Diebstahl / Einbruch
4,5 %


Drogen
2,8 %

Prävention / Veranstaltung
10,3 %

Thema im Unterricht
7,6 %

Wunsch der Schule
6,9 %

Angebot der Polizei
4,3 %

öffentliche Diskussion
2,7 %

Beschäftigung mit dem Thema
1,8 %

Sonstiges
4,2 %

Tabelle 20: Anlass der Gewaltprävention

1.17.1 Gewalt

37,6 % der Antworten entfielen auf den Bereich Gewalt. Dieser reicht entsprechend der Definition von psychischer, körperlicher bis zu Gewalt gegen Sachen. Neben der allgemeinen Angabe „Gewalt“ (14,3 %) wurde u.a. 33 mal (4,9 %) „Schlägerei / Prügelei“ angegeben und 31 mal (4,6 %) „Erpressung / Bedrohung / Nötigung“. Die restlichen Angaben reichen von der Sachbeschädigung, Auseinandersetzungen unter den Schülern (z.B. Mobbing, sexuelle Belästigung) bis zu bewaffneten Kämpfen mit Messern sowie rechtsradikalen Vorfällen.

1.17.2 Vorfälle / Probleme mit Schülern

Zu 24,6 % gaben die Lehrer an, dass Probleme im Schulumfeld Auslöser für die Arbeit der Polizei waren. In 39 Fällen wurden allgemein „aktuelle Vorkommnisse / Vorfälle / Delikte“ genannt. Dies entspricht 5,8 %. Auch klasseninterne Probleme spielten u.a. eine Rolle (1,9 %). 

Probleme mit Schülern gaben 5,1 % der Lehrer an. Bei den Problemen mit Jugendlichen verwendeten die Lehrer vor allem allgemeine Beschreibungen wie „allgemeine Tendenzen unter Jugendlichen“ oder „Verhalten einzelner Schüler“.

Diebstahl bzw. Einbruch wurden zu 4,5 % angegeben. 

Die Drogenproblematik und die öffentliche Diskussion, zu der auch der Wunsch nach Prävention von Seiten der Eltern z.B. bei einem Elternabend zählt, haben mit 2,8 % und 2,7 % in etwa den gleichen Stellenwert.

1.17.3 Weitere Angaben

10,3 % der Fälle sind der Prävention und entsprechenden Veranstaltungen zuzuordnen, in deren Rahmen die Polizei sich mit ihrem Präventionsprogramm einbrachte. In den 7,6 % der Angaben, die auf „Thema im Unterricht“ entfallen, bildet vor allem die Projektarbeit einen besonderen Schwerpunkt mit 4,5 %.

In 6,9 % der Angaben „Wunsch der Schule“ gaben die Lehrer u.a. an, dass der Anlass ein Pädagogischer Tag (14 Angaben), das Interesse des Kollegiums (6 Angaben) oder die Einladung der Schule war (3 Angaben). In diesen Fällen war es also die Schule, die die Initiative für eine solche Veranstaltung ergriffen hat. Im Vergleich dazu war es in 4,3 % der Angaben die Polizei, die eine Aktion der Schule anbot.

In 1,8 % der Angaben sprachen die Lehrer u.a. davon, dass die Schule sich schon seit längerem mit dem Thema beschäftige, dass es zum pädagogischen Konzept der Schule gehöre oder dass Anregungen über einen entsprechenden Arbeitskreis erfolgt seien.

1.17.4 Bewertung

In knapp zwei Drittel der Angaben wird als Grund für eine Gewaltpräventionsveran​staltung der Polizei ein Vorfall angegeben. Mehr als ein Drittel davon entfällt auf Vorfälle, die dem Bereich „Gewalt“ zuzuordnen sind. Aus diesem Ergebnis wird deutlich, dass Gewalt​präventions​veranstaltungen hauptsächlich eine Reaktion auf unerwünschtes Verhalten sind, also der sekundären Prävention zugeordnet werden können.

Leider konnte bei dieser Frage nur indirekt die tatsächlich durchgeführten Veranstaltungen ermittelt werden. Man kann davon ausgehen, dass die Lehrer, die „nein“ angeben bzw. einen Strich machen mitteilen, dass bislang keine Präventionsarbeit stattfand. Während „ja“ sowie weitere Angaben schließen lassen, dass eine Gewaltpräventionsveranstal​tung stattgefunden hat. Hier wäre es sicherlich wünschenswert gewesen, die Lehrkräfte direkt zu fragen, ob eine solche Veranstaltung an der Schule stattgefunden hat.

Interessant ist bei der Auswertung dieser Frage sicherlich, dass sowohl Schule als auch die Polizei Interesse an dieser Präventionsarbeit haben und die Dienste der Polizei anfordern bzw. anbieten. Welche Partei an der Arbeit ein größeres Interesse hat, lässt sich in dieser Umfrage jedoch nicht ermitteln.

1.18 Beurteilungsversuch der Ergebnisse

Die beschriebene Umfrage liefert Ergebnisse, die über die Zusammenarbeit von Schule und Polizei tiefere Einblicke ermöglichen. Die Zusammenarbeit erstreckt sich auf einem weiten Feld, das von der Verkehrserziehung über die Drogen- und Gewaltprävention bis zu Verhaftungen von Schülern durch die Polizei reicht.

Unklarheit besteht jedoch zum Teil über den Auftrag der Polizei. Vereinzelt fragen Lehrer nach, was man denn eigentlich unter der Präventionsarbeit der Polizei verstehen muss. Auch werden Defizite in der Abstimmung über das gemeinsame Vorgehen mit den Schülern deutlich. So fordert ein Lehrer, dass aufgezeigt werden soll, wie die Zusammen​arbeit am effektivsten aussehen könnte, ein anderer erwartet eine klare Abgrenzung zwischen Arbeit der Polizei und Aufgaben der Schule.

Die in 2.6.1.1 beschriebenen Erfahrungen der Polizei decken sich recht gut mit den Ergebnissen dieser Befragung. Insgesamt wird die Zusammenarbeit als gut eingestuft, einige Lehrer zeigen sich hier jedoch recht kritisch und legen eine ablehnende Haltung an den Tag. Zur Frage Uniform im Unterricht – ja oder nein? – deuten die Kommentare eher in die Richtung, dass ziviles Auftreten der Polizei bevorzugt wird. Auf diese Tendenz angesprochen erwiderte der zuständige Mitarbeiter des Dezernats 422 vom LKA mit der Gegenfrage warum sich die – uniformierte – Schutzpolizei durch ihr ziviles Auftreten ‚verkleiden‘ solle. Sicherlich ein interessanter Aspekt, doch warum sollte nicht auch die Schutzpolizei in zivil in die Schule kommen, wenn dadurch die Effektivität der Veranstaltung gesteigert wird. Gründe für ein ziviles Auftreten wurden in der Befragung zahlreich genannt.

Ist es die Schule oder eher die Polizei, die Interesse an Präventionsveranstaltungen hat? Diese Frage stellt sich in diesem Zusammenhang, da die Präventionsarbeit durch den jeweiligen Initiator geprägt wird. Im Interesse der Schule steht vorrangig der erzieherische Aspekt und die Förderung der Schüler sind Mittelpunkt des Interesses. Das Interesse der Strafverfolger liegt hauptsächlich in der Vermeidung (und natürlich auch Verfolgung) von Straftaten. Die Gesetze müssen gewahrt werden, das Legalitätsprinzip angewendet sein. Von Interesse wäre hier die Frage: „Wurde die Polizei von der Schule gerufen oder kam sie von sich aus und bot Hilfe an?“. Vielleicht könnte eine Frage, die in diese Richtung zielt bei einer zukünftigen Umfrage eingebaut werden. Des weiteren wäre auch interessant zu erfahren, ob die Lehrer mit der Arbeit der Polizei tatsächlich zufrieden waren und was sie im Unterricht gemacht hat. Eine Antwort kann man aus der vorliegenden Befragung nur indirekt ziehen.

Vorschläge für eine optimierte Zusammenarbeit

1.19 Weiterführung der Vernetzung

Schule, Polizei und Jugendhilfe spielen bei der Prävention schon jeweils für sich eine wichtige Rolle. Ihre Effektivität kann durch eine gute und koordinierte Zusammenarbeit nochmals gesteigert werden. Unter dem Stichwort Vernetzung sind in den letzten Jahren mehrere Projekte gestartet worden. Zuletzt wurde im Jahr 2000 das in 2.6.2 beschriebene ‚Netzwerk gegen Gewalt‘ gegründet. Auch das ‚Bündnis für Erziehung‘, das im April 2000 vom Staatlichen Schulamt Stuttgart sowie der Landespolizeidirektion Stuttgart II ins Leben gerufen wurde, haben als wesentliches gemeinsames Merkmal die Vernetzung der Institutionen. Solche Initiativen sind auf alle Fälle als sinnvoll einzustufen, da sich durch die Zusammenarbeit unterschiedlicher Institutionen und Behörden Kräfte bündeln lassen und das gemeinsame Ziel dadurch leichter erreicht werden kann. Durch einen flächendeckenden Ausbau solcher vernetzten Strukturen kann die Zusammenarbeit deutlich optimiert werden. 

In Arbeitskreisen und runden Tischen können lokale Problemfelder besprochen werden und Möglichkeiten erarbeitet werden, wie diesen begegnet werden kann. Forschungen haben ergeben, dass das Umfeld einer Schule mitentscheidend für das Klima in der Schule ist. Demnach macht es wenig Sinn, sich auf landesweite Initiativen zu beschränken. Die Schule ist nicht mehr ein abgeschlossener, besonderer Platz, sondern ihr Interesse ist auch, wie einige Lehrer in der Umfrage bemerkten, sich zu öffnen. Sie ist Teil der Gesellschaft und hat viele Möglichkeiten, Impulse zu geben. Diese Öffnung stellt die Schule aber auch in eine größere Verantwortung, die eine Zusammenarbeit mit anderen Kräften sinnvoll macht.

Ziel der Schule kann es nicht mehr sein, zu versuchen, nach außen einen guten Schein zu wahren und die Probleme unter den Teppich zu kehren. Manche Probleme sind mit rein erzieherischen Mitteln nicht mehr zu bewältigen. Hier sollte die Polizei und Jugendhilfe um koordinierte Mithilfe gebeten werden. Dass solche Formen der Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe schon vereinzelt bestehen belegen Aussagen einiger Lehrer, die beispielsweise von Schulsozialarbeitern sprechen. 

1.20 Klare Aufgabenverteilung

Lehrer haben einen sehr breiten Erziehungsauftrag zu erfüllen. Ihr Auftrag ist es, junge Menschen anzuleiten, ein verantwortliches und selbständiges Leben zu führen. Dabei darf natürlich der eigentliche Bildungsauftrag nicht vernachlässigt werden. Dieses Konglomerat aus Bildungsplan auf der einen Seite und dem zunehmenden gesellschaftlichen Druck, erzieherisch tätig zu werden, bedeutet für die Lehrkräfte eine große Herausforderung. Hier bietet es sich doch an, Fachkräfte von Jugendhilfe und Polizei um Hilfe zu bitten. „Es wäre fahrlässig, solche Angebote nicht wahrzunehmen“ (Dieter Pfau vom KM in einem persön​lichen Gespräch am 19.09.01). Dabei nimmt die Polizei vor allem Aufklärungs- und Informations​aufgaben wahr. Die Polizei erfüllt ihre Aufgabe hier im Rahmen der sekundären Prävention, da sie für die Verbrechenskontrolle und Repression zuständig ist, also der Bekämpfung von Straftaten (s. 2.3). Auf der anderen Seite ist es Aufgabe der Jugendhilfe, jungen Menschen in Problemlagen beizustehen und die für sie beste Lösung zu erarbeiten, also nicht nur die Kriminalität zurückzudrängen, sondern „dazu beitragen, positive Lebens​bedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreund​liche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen“ (§ 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII).

1.21 Professionalisierung der Gewaltpräventionsarbeit

Bei dieser Präventionsarbeit stellt sich jedoch ein Problem heraus: Polizeibeamte und Lehrer erledigen diese Aufgabe bislang „nebenamtlich“, also parallel zu ihren eigentlichen Aufgaben. Unter diesem Licht lässt sich auch die Ursache für die immer wieder kritisierte zu hohe Zahl an unterschiedlichen Aufgaben erkennen. Polizeibeamte stoßen an die Grenze des zeitlich machbaren, Lehrer klagen über eine zu große Belastung in der Schule und fordern, wie sich in der Umfrage herausgestellt hat die Unterstützung von außen. 

Eine Professionalisierung der Gewaltpräventionsarbeit könnte diese Problematik reduzieren. Einzelne Lehrer könnten sich auf Gewaltprävention spezialisieren und entspre​chend ausgebildet werden. Durch eine Verlagerung des Deputats könnte so z.B. ein „Gewalt​prä​ven​​tions​lehrer“ für mehrere Schulen im Bezirk freigestellt werden. Dieser hätte dann auch die zeitlichen Möglichkeit, runde Tische zu koordinieren und ‚Netwerke‘ zu pflegen. Dass sich ein solches Konzept bewährt hat, zeigt sich in der Verkehrserziehung, wo die Verkehrs​wacht, ein eigener Verein, in Zusammenarbeit mit der Polizei Konzepte erarbeitet und Veranstaltungen durchführt. Auf der anderen Seite stehen natürlich finanzielle Rahmenbe​dingungen solchen Verbesserungsmöglichkeiten im Weg. Auch besteht die Gefahr, dass hier ein zu großer und zu zergliederter Apparat geschaffen wird. Das Optimum einer solchen Arbeit liegt auch hier in einem gesunden Verhältnis von Professionalisierung auf der einen und Vernetzung auf der anderen Seite.

Zusammenfassung

Eine Zusammenarbeit von Schule und Polizei gibt es schon seit mehreren Jahrzehnten. Sie unterliegt einer ständigen Weiterentwicklung und Vertiefung. Insgesamt ist die Bedeutung der Kooperation dieser beiden Institutionen stark gewachsen und hat sich auf mehrere Bereiche ausgedehnt.

Dadurch ergibt sich mehr und mehr die Forderung, dieser vernetzten Arbeit klare Strukturen und den Partnern klare Aufgaben zuzuweisen. Nur so kann auf Dauer eine befriedigende und erfolgreiche Arbeit stattfinden. Die Arbeit von Polizei und Schule ist jeweils für sich eine sehr wertvolle und wichtige. Deshalb müssen sich auch beide der ihr zugeteilten Verantwortung stellen und die des Partners respektieren. Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn auf allen Ebenen diese Verantwortung wahrgenommen wird. Die Landesre​gierung muss nötige Mittel und Deputate zur Verfügung stellen und eine angemessene Ausbildung von Polizisten und Lehrern ermöglichen. Auf regionaler Ebene müssen die beteiligten Partner gemeinsam individuelle Wege zur Problemlösung erarbeiten und Problem​schwerpunkte identifizieren. Hier wäre die oben angesprochene Professionalisierung der Arbeit hilfreich, um eine Überlastung der beteiligten Personen zu vermeiden. In der einzelnen Schule bzw. Polizeirevier sind engagierte Beamte nötig, die sich gemeinsam mit ihren Kollegen der Verantwortung stellen und ein konsequentes und stringentes Handeln möglich machen. Vor allem in der Schule sind zu diesem Thema zahlreiche Ansätze entwickelt worden, die sich bewähren. Eines der Probleme scheint jedoch zu sein, dass diese Programme noch viel zu wenig bekannt sind. Das hat sich unter anderem auch daran gezeigt, dass viel zu wenig Lehrer die Handreichung „Herausforderung Gewalt“ kennen. 

Ziel meiner Arbeit war es, die Forschung in diesem Bereich zu unterstützen und mit Hilfe der Ergebnisse der Umfrage Ansätze zur weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit zu liefern. Darüber hinaus sollte mit der Darstellung der jeweiligen Aufgaben von Schule und Polizei eine Hilfe dafür gegeben werden, in welchen Bereichen die Partner ihre Stärken haben und wo sie besser den anderen tätig werden lassen.
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